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Der Niedersächsische Landesrechnungshof hat in der Zeit vom 30.09.2019 bis zum 
18.10.2019 eine überörtliche Prüfung gem. §§ 1 bis 4 Niedersächsisches Kommunalprü-
fungsgesetz (NKPG) bei der Hansestadt Lüneburg durchgeführt. 
Die Prüfungsdurchführung ist der Hansestadt Lüneburg mit Schreiben vom 09.08.2019 an-
gekündigt worden.
 
Gegenstand der Prüfung war die Gewährung, Verwendung und Nachweisführung der Frakti-
onszuwendungen der Jahre 2017 und 2018.
 
Ziel der Prüfung war, Art und Umfang der gewährten Fraktionszuwendungen, die zugehöri-
gen Regelungen, den Nachweis und die Prüfung der Mittelverwendung zu vergleichen und 
mögliche Fehler aufzuzeigen.
 
Geprüft wurden drei kreisfreie, fünf große selbstständige sowie zwei Städte mit Sondersta-
tus.
 

Die abschließende Prüfungsmitteilung des Niedersächsischen Landesrechnungshofs vom 
30.10.2020 ist der Vorlage als Anlage beigefügt.

Positiv herausgestellt wird die von der Hansestadt Lüneburg erarbeitete Richtlinie über die 
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ordnungsgemäße Verwendung der Fraktionskostenzuschüsse (Tz. 91, 95). 
 

Zudem entspricht die Praxis der Hansestadt Lüneburg, z. B. zu/ r 

- Regelung der Nachweisführung (Tz. 99 ff.)
- Regelung der Prüfung (Tz. 106 ff.)
- Nachweis der Verwendung (Tz. 116 ff.)
- Prüfung der Verwendungsnachweise (Tz. 128 ff.) 
- Prüfung der Belege (Tz 132 ff.) 
- Rückforderung nicht verausgabter (Tz. 137 ff.) Mittel
- Rückforderung nicht zweckentsprechend verwendeter (Tz. 142 ff.) Mittel 

hiernach den Empfehlungen, welche der Niedersächsische Landesrechnungshof ausspricht.

Die Hinweise des Niedersächsischen Landesrechnungshofs u.a. zur

- Klarstellenden Regelung zur Übertragung von Haushaltsmitteln (Tz. 111 f.) und

- Generellen Unzulässigkeit der Bewirtung von Fraktionsmitgliedern bei Klausurtagun-
gen (Tz. 180), da diese bereits über die Aufwandsentschädigung an die Ratsmit-
glieder abgegolten sei

werden zu Beginn der nächsten Wahlperiode abgewogen.

Die Zahlung von Zuwendungen bei Gruppenbildung ist für die nächste Wahlperiode entspre-
chend der kommunalrechtllichen Vorgaben anzupassen (Tz. 84 ff.). Bildet sich eine Gruppe, 
so ist die Zuwendung nicht an die daran beteiligten Fraktionen, sondern an die Gruppe zu 
zahlen, da die Fraktionen nach dem Zusammenschluss nicht weiter fortbestehen. 

Seitens der Hansestadt Lüneburg wurde anlässlich der Übersendung des Entwurfes der Prü-
fungsmitteilung darauf hingewiesen, dass die Tabelle zu Tz. 37 (Kosten der Geschäftsfüh-
rung/ Personal/ Geschäftsräume) sowie die Grafiken zu Tz. 48 und Tz. 60 irreführend sind, 
da diese den Schluss zulassen, dass Aufwendungen der Fraktionen für Personal und Ge-
schäftsräume von der Hansestadt Lüneburg nicht übernommen würden.
Die erbetene Klarstellung blieb in der Endfassung der Prüfungsmitteilung aus.

Die Prüfungsmitteilung des Niedersächsischen Landesrechnungshofs vom 30.10.2020 ist 
gem. § 5 Abs. 1 und 2 NKPG dem Hauptorgan der kommunalen Körperschaft bekannt zu 
geben und nach Bekanntgabe an sieben Werktagen öffentlich auszulegen und die Ausle-
gung ortsüblich bekannt zu machen.

Finanzielle Auswirkungen:
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Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:     130,- €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.     ---

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:     ---

c)  an Folgekosten:     ---

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

XJa
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle: 01020 Büro des Oberbürgermeisters  
Produkt / Kostenträger: 11101503 Ratsangelegenheiten
Haushaltsjahr:     2021

e)  mögliche Einnahmen:     ---

Anlage/n:
Prüfungsmitteilung des Niedersächsischen Landesrechnungshofs

Beratungsergebnis:

Sitzung
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Die Präsidentin des
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Übersandt an
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1 Prüfungsanlass und Durchführung der Prüfung

1.1 Anlass und Durchführung der Prüfung

Tz. 1 Fraktionen bestimmen auf staatlicher wie auf kommunaler Ebene weitgehend über 

die inhaltlichen Schwerpunkte der Arbeit in den Vertretungen.1 Dabei sind sie zur 

Erfüllung der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben auf personelle und sächli­

che Mittel angewiesen. Fraktionen sind jedoch nur begrenzt in der Lage, über Mit­

gliedsbeiträge und Spenden eigene Finanzmittel zu erwirtschaften. Auch die mittel­

bare Finanzierung über Aufwandsentschädigungen und Freistellungen für die Teil­

nahme an Fraktionssitzungen sowie die erhöhte Aufwandsentschädigung für Frak­

tionsvorsitzende ist für die Fraktionsarbeit nicht immer ausreichend.2 Deshalb un­

terstützen Kommunen diese Tätigkeit durch Geld- und Sachleistungen, soge­

nannte Fraktionszuwendungen.

Tz. 2 Für die Gesamtebene der Kommunen mangelt es an einem verlässlichen Über­

blick über den tatsächlichen Umfang der Fraktionsfinanzierung.3 Vereinzelte Erhe­

bungen zeigen jedoch, dass insbesondere in größeren Städten fast durchweg eine 

finanzielle Förderung der Arbeit der Fraktionen stattfindet, die Spannbreite der Mo­

dalitäten und des Umfangs in absoluten Zahlen jedoch beachtlich ist.4

Tz. 3 Fraktionszuwendungen der Kommune sind nur im Hinblick auf die Erfüllung der 

Aufgaben zulässig. Diese Zweckbindung ist von der Vertretung bei Bemessung 

der Mittel zu beachten, die die Kommune zur Verfügung stellt.5 Auf Grundlage die­

ser allgemeinen Grundsätze müssen die Kommunen die Gewährung, Verwen­

dung, den Nachweis sowie das Ortsrecht in Bezug auf die Fraktionszuwendungen 

regeln. In Niedersachsen fehlt es dazu an einer aktuellen Orientierungshilfe für die 

Gewährung und Verwendung von Fraktionszuwendungen.

1 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 1., S. 41.
2 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 71.
3 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 6.1.2., S. 211.
4 Vgl. Bund der Steuerzahler Niedersachsen und Bremen e.V,, Kommunale Politikfinanzierung 2007, Aufwands­

entschädigungen und Fraktionszuschüsse in niedersächsischen Städten und Kreisen; Lydia Spinde, Bachelor - 
Arbeit an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH), Fraktionen und Fraktionsfinanzie­
rung auf der kommunalen Ebene - eine Bestandsaufnahme in sächsischen Landkreisen und Gemeinden sowie 
Möglichkeiten der Veränderung, 26.03.2018.

5 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 89.



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs
Prüfungsmitteilung vom 30.10.2020, Fraktionszuwendungen Seite: 5

Tz. 4 Zu den Fraktionszuwendungen für Landtagsfraktionen der jeweiligen Bundeslän­

der haben unter anderem der Rechnungshof Baden-Württemberg6, der Sächsi­

sche Rechnungshof7, der Rechnungshof von Berlin8 und auch der Rechnungshof 

des Saarlandes9 Stellung genommen. Die Ergebnisse dieser Ausführungen haben 

aufgrund anderer rechtlicher und tatsächlicher Voraussetzungen keine ausrei­

chende Aussagekraft als umfassende Orientierung für kommunale Fraktionszu­

wendungen. Die Empfehlungen für die bestimmungsgemäße Verwendung von 

Fraktionszuwendungen des Arbeitskreises Fraktionszuwendungen der hessischen 

Revisionsämter10 und die Prüfung der überörtlichen Kommunalprüfung Sachsen- 

Anhalt11 können herangezogen werden. Es sind aber immer die Unterschiede des 
jeweiligen Landesrechts zu beachten.

Tz. 5 Ziel dieser Prüfung war es, Art und Umfang der gewährten Fraktionszuwendun­

gen, die zugehörigen Regelungen, den Nachweis und die Prüfung der Mittelver­

wendung zu vergleichen und mögliche Fehler aufzuzeigen. Die Darstellung der im 

Folgenden ausgewählten Beispiele zeigt die Schwierigkeiten sowohl bei der Um­

setzung der Vorgaben zu den Fraktionszuwendungen als auch bei der Abgren­

zung von Partei- und Fraktionsarbeit auf und soll den Kommunen Handlungsemp­

fehlungen geben. Aufgrund der parallel zur Prüfung verlaufenden Aktualisierung 

des Runderlasses des Ml zu Haushaltsmitteln für Fraktionen und Gruppen in Ver­

tretungen kommunaler Körperschaften wurde von beispielhaften Empfehlungen für 

die bestimmungsgemäße Verwendung von Fraktionszuwendungen abgesehen. 

Der aktuelle Runderlass des Ml vom 24.08.2020 - 33.12-10005 § 57 bzgl. Zuwen­

dungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen kommunaler Körperschaften 

(Nds. MBI. Nr. 41/2020 vom 09.09.2020) stellt beispielhaft zulässige und unzuläs­

sige Verwendungszwecke dar.

6 Zuschüsse und sonstige Leistungen an die Fraktionen des Landtags in der 13. Wahlperiode, Az.: II-0101H04- 
0601.7, Beratende Äußerung nach § 88 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung, November 2008.

7 Beratende Äußerung gemäß § 88 Abs. 2 Sächsische Haushaltsordnung zur Verwendung von Fraktionszu­
schüssen, Az.: PB0701/86 7078/09, September 2009; Beratende Äußerung gemäß § 88 Abs. 2 Sächsische 
Haushaltsordnung zur Verwendung der Fraktionszuschüsse Rechnungslegung, Öffentlichkeitsarbeit und Prü­
fungsrechte des Rechnungshöfe sowie Empfehlungen zur Änderung des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes,
Az.: PP1104/21 617/15, Februar 2015.

8 Hinweise für die Bewirtschaftung der Fraktionszuschüsse aus Kapitel 3100 (BW), Titel 68401,05.05.2014.
9 Bericht nach § 99 LHO Verwendung der nach § 5 des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes den Fraktionen des 

Landtages des Saarlandes in der 13. Wahlperiode gewährten Leistungen, 24.06.2016.
10 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 

wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).
11 Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt, Bericht über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung nach § 99 

Abs. 1 Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt, Überörtliche Kommunalprüfung der Städte Des­
sau, Köthen und Wernigerode mit dem Schwerpunkt „Zweckentsprechende Verwendung der Haushaltsmittel für 
die Fraktionsarbeit“, 10.10.2006.

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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Tz. 6 Gegenstand meiner Prüfung waren die Fraktionszuwendungen der Haushaltsjahre 

2017 und 2018 bei drei kreisfreien, fünf großen selbstständigen Städten sowie den 

zwei Städten mit Sonderstatus. Nicht Prüfungsgegenstand waren die Entschädi­

gungen der Abgeordneten nach § 55 NKomVG, die diese unabhängig von den 

Fraktionszuwendungen erhalten.12 Die Prüfungen vor Ort fanden vom 09.09.2019 

bis 23.01.2020 statt.

Die geprüften Städte hatten Gelegenheit, zum Entwurf meiner Prüfungsmitteilung 

Stellung zu nehmen. Die Städte Celle, Salzgitter und Wolfsburg verzichteten auf 

eine Stellungnahme. Die Stadt Lüneburg bat in ihrer Stellungnahme vom 
31.08.2020 um Klarstellung zu einzelnen Textziffern, die ich unter den Abschnitten

3.2.1 und 3.2.4 aufgenommen habe. Die Städte Cuxhaven (Stellungnahme vom

04.09.2020) , Hannover (Stellungnahme vom 21.09.2020), Hildesheim (Stellung­

nahme vom 15.08.2020), Lingen (Ems) (Stellungnahme vom 28.08.2020), Göttin­

gen (Stellungnahme vom 09.09.2020) und Wilhelmshaven (Stellungnahme vom

05.08.2020) erklärten, dass sie grundsätzlich die Empfehlungen prüfen und Umset­

zen würden.

Die darüberhinausgehenden Anmerkungen dieser Städte habe ich in den Ab­

schnitten, 3.2.4.3, 3.2.5.1, 3.2.5.3, 3.2.6, 3.3.1.1,3.3.1.2, 3.3.1.3, 3.3.2, 3.3.3,

3.3.4, 3.3.5, 3.3.6, 3.4.3, 3.4.4, 3.4.5, 3.4.7, 3.4.8, 3.4.9, 3.5.2, 3.5.4 und 4 aufge­

griffen.

Aufgrund der Aktualisierung des Runderlasses des Ml habe ich meine Prüfungs­

mitteilung in den Abschnitten 1.2, 3.3.1, 3.3.1.3, 3.3.2, 3.3.3, 3.3.4, 3.3.5, 3.4.3,

3.4.4, 3.4.5, 3.4.8, 3.4.9, 3.5.1, 3.5.2, 3.5.3, 3.5.4 und 3.5.5 angepasst. Ich weise 

insbesondere auf die aus dem Erlass resultierenden Änderungen hinsichtlich der 

Übertragbarkeit von Fraktionsmitteln unter den Abschnitten 3.3.1, 3.3.5 und 3.4.5 

hin. Unter Abschnitt 3.5.5 habe ich meine Ausführungen hinsichtlich der Zulässig­

keit von Bewirtungskosten konkretisiert, da ich aufgrund zweier Stellungnahmen 

davon ausgehe, dass diese missverständlich formuliert war.

12 Gemäß § 55 Abs. 1 i. V. m. § 44 Abs. 1 NKomVG umfasst der Entschädigungsbegriff Verdienstausfall, Ausla­
genersatz und den Nachteilsausgleich. Als Auslagen sind alle durch die Mandatsausübung veranlassten Auf­
wendungen unabhängig davon, ob sie regelmäßig anfallen und ob sie satzungsrechtlich erfasst wurden bzw. 
erfassbar wären, zu verstehen. Grundsätzlich kann es sich dabei um sämtliche Ausgaben handeln, die dem be­
troffenen Abgeordneten aufgrund des Mandats entstehen.
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1.2 Rechtlicher Hintergrund

Tz. 7 Gemäß § 57 Abs. 3 NKomVG können die Kommunen den Fraktionen und Grup­

pen ihrer Vertretungen Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten für ihre 

Geschäftsführung gewähren. Zu diesen Kosten zählen danach auch die „Aufwen­

dungen der Fraktionen oder Gruppen aus einer öffentlichen Darstellung ihrer Auf­

fassungen in den Angelegenheiten der Kommune“. Diese Fraktionszuwendungen 

werden aus allgemeinen Haushaltsmitteln bereitgestellt. Die Fraktionen und Grup­

pen erhalten die Zuwendungen in ihrer Eigenschaft als Teile der Vertretung. Sie 

dienen auch der Abgeltung der Auslagen für einzelne Tätigkeiten.

Tz. 8 Fraktionen sind freiwillige, regelmäßig auf die Dauer jeweils einer Wahlperiode an­

gelegte Zusammenschlüsse von Abgeordneten gemeinsamer (kommunal-)politi- 

scher Grundanschauungen mit dem Ziel, ihre Vorstellungen aufeinander abzustim­

men und diesen im arbeitsteiligen Zusammenwirken zu besserer Wirksamkeit zu 

verhelfen.13

Tz. 9 Abgeordnete können sich auch zu einer Gruppe zusammenschließen. Mitglieder 

solcher Gruppen sind zumeist Abgeordnete, die z. B. allein den Fraktionsstatus 

wegen der erforderlichen Anzahl nicht erreichen oder sich nicht einer anderen 

Fraktion anschließen möchten. Basis der Zusammenarbeit ist dabei die grundsätz­

liche politische Übereinstimmung zu möglichst gleichgerichtetem Wirken (Homoge­

nitätsgebot).14

Tz. 10 Soweit im Folgenden Gruppen nicht gesondert erwähnt werden, gelten die zu 

Fraktionen gemachten Ausführungen für Gruppen gleichermaßen.

Tz. 11 Die Abgeordneten der kommunalen Vertretungen nehmen ihre Aufgaben auf der 

Grundlage eines ehrenamtlichen und unentgeltlichen Mandatsverständnisses 

wahr.15 Unter ehrenamtlicher Tätigkeit versteht man jede - abgesehen von der 

Entschädigung nach § 55 NKomVG - unentgeltliche Mitwirkung bei der Erfüllung

13 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 27.03.1992 - 7 C 20/91; OVG Lüneburg, Urteil vom 16.03.2005 - 10 
LC 139/03.

14 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 2.

15 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 55 NKomVG, RdNr. 2.
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öffentlicher Aufgaben.16 Kommunalpolitiker leisten einen unverzichtbaren Beitrag 

zum Funktionieren des Gemeinwesens. Sie investieren einen beträchtlichen Teil 

ihrer Freizeit in die Gestaltung der Lebens- und Arbeitsbedingungen vor Ort. Das 

unentgeltliche ehrenamtliche Engagement im Rahmen der bürgerschaftlichen Mit­

wirkung an der Verwaltung einer Kommune hat eine erhebliche Bedeutung für das 

Demokratieprinzip. Die Tätigkeit der Abgeordneten der Kommunalvertretungen 

verursacht auch in ihren jeweiligen Fraktionen einen erheblichen Aufwand. Dabei 

ist zu berücksichtigen, dass die Mitglieder der Kommunalvertretungen - und damit 

regelmäßig auch der Fraktionen - in der Regel keine Verwaltungsfachleute sind. 

Meine Prüfung beabsichtigt einen Beitrag dazu zu leisten, dass die ehrenamtlichen 

Mitglieder kommunaler Fraktionen die ihnen zugewiesenen Haushaltsmittel ord­

nungsgemäß und rechtssicher bewirtschaften können.

Tz. 12 Den Fraktionen sind in § 57 NKomVG sowie in § 71 Abs. 2, 3, 4, 8 und 9 NKomVG 

und § 75 Abs. 1 NKomVG eigene kommunalverfassungsrechtliche Rechte und 

Pflichten zugewiesen.17 Die Fraktionen sind darüber hinaus innenrechtsfähig und 

im Kommunalverfassungsstreitverfahren vor den Verwaltungsgerichten beteiligten­
fähig.18 Für die Wahrnehmung von Rechtsgeschäften auf dem Gebiet des Privat­

rechts, die ihrer gesetzlichen Aufgaben dienen, gelten sie als teilrechtsfähig.19

Tz. 13 Im kommunalrechtlichen Zusammenhang liegt der Schwerpunkt der Fraktionen

eindeutig im öffentlichen Recht; dort sind sie als Zusammenschluss von Mandats­

trägern Teilorgane der Vertretung.20 Im Ergebnis ist die abschließende Bestim­

mung der Rechtsnatur von Fraktionen aber nicht notwendig, zumal die in diesem 

Zusammenhang relevante Frage, in welchem Umfang die Fraktionen am öffent­

lich- oder privatrechtlichen Rechtsverkehr teilnehmen können, jedenfalls durch die 

Rechtsprechung weitgehend geklärt ist.21

16 Vgl. Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt, Bericht über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung nach § 99 
Abs. 1 Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt, Überörtliche Kommunalprüfung der Städte Des­
sau, Köthen und Wernigerode mit dem Schwerpunkt „Zweckentsprechende Verwendung der Haushaltsmittel für 
die Fraktionsarbeit“, 10.10.2006.

17 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 7, 8.

18 Vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 02.10.1991 - 10 L227/89.
19 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 - 10 ME 17/09; OVG Lüneburg, Urteil vom 21.09.2004-11 LC 

290/03.
20 Vgl. OVG Saarlouis, Urteil vom 17.9.2015 - 2 C 29/15; Koch in: Ipsen, Kommentar zum NKomVG, Stand 2011, 

§ 57 RdNr. 16.
21 Vgl. Blum in: Blum/Häusler/Meyer, Kommentar zum NKomVG, § 57 RdNr. 11.
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Tz. 14 Die Kommunen können den Fraktionen Zuwendungen gewähren. Die Entschei­

dung, ob den Fraktionen Mittel gewährt werden sollen, steht nach dem Willen des 

Gesetzgebers in der Entscheidungshoheit der Kommune bzw. der für die Entschei­

dung zuständigen Vertretung.22 Ein Anspruch der Fraktionen auf Zuwendungen 

besteht nicht.23 Die Flöhe der Zuwendungen steht im Ermessen der Kommune. 

Wenn sich die Kommune dazu entschließt, Fraktionszuwendungen zu gewähren, 

dann muss die gesetzlich vorgegebene Zweckbindung der Zuwendungen beachtet 

werden (siehe § 57 Abs. 3 Satz 1 NKomVG). Die Garantie der gemeindlichen 

Selbstverwaltung gemäß Art. 28 Abs. 2 GG betrifft auch den Bereich der Frakti­

onszuwendungen.24 § 1 Abs. 1 NKomVG bestimmt, dass die Kommunen ihre An­

gelegenheiten im Rahmen der Gesetze verwalten. Das bedeutet u. a., dass auch 

die Finanzierung der Fraktionsarbeit bestimmten Regeln und Bindungen zu folgen 

hat.

Tz. 15 Die Kommune unterliegt dabei dem das gesamte öffentliche Flaushaltsrecht prä­

genden Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (§ 110 Abs. 2 

NKomVG).25 Die den Fraktionen gewährten Zuwendungen müssen in vertretbarer 

Relation zur Größe der Kommune, zum Arbeitsumfang in der Vertretung und zum 

Nutzen der geförderten Fraktionsarbeit für die Kommune stehen. Auch die Flaus- 

haltslage der Kommune ist zu berücksichtigen.26

Tz. 16 Zuwendungen müssen einen Bedarfsbezug aufweisen. Obergrenze der Zuwen­

dungen ist der von den Fraktionen benötigte Bedarf. Die Fraktionen dürfen allen­

falls so viele Mittel erhalten, wie zur sachgerechten Wahrnehmung ihrer gesetzli­

chen Aufgaben erforderlich ist.27 Daneben wird der kommunale Entscheidungs­

spielraum bei der Zuwendungsvergabe durch den Anspruch der Fraktionen auf 

Gleichbehandlung begrenzt. Es gilt der allgemeine Gleichbehandlungsgrundsatz in

22 Vgl. OVG Saarlouis, Urteil vom 17.09.2015-2 C 29/15; Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Lan­
desausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 74.

23 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 - 10 ME 17/09, Bund der Steuerzahler Niedersachsen und 
Bremen e.V., Kommunale Politikfinanzierung 2007, Aufwandsentschädigungen und Fraktionszuschüsse in nie­
dersächsischen Städten und Kreisen.

24 Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 1.4, S. 45.
25 Vgl. VGH Kassel, Beschluss vom 11.05.1995-6 TG 331/95; OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 

88/00; OVG Münster, Beschluss vom 08.02.2012 - 15 A 2256/11; Bund der Steuerzahler Niedersachsen und 
Bremen e. V., Kommunale Politikfinanzierung 2007, Aufwandsentschädigungen und Fraktionszuschüsse in nie­
dersächsischen Städten und Kreisen.

26 Vgl. Meyer, NdsVBI. 2010 S. 62, 63 f.
Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 - 10 ME 17/09.27
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seiner Ausprägung als Grundsatz der Chancengleichheit der Fraktionen.28 Da die 

Kommunen die Höhe der Entschädigungen und die Zuschüsse an die Fraktionen 

selbst bestimmen und somit „in eigener Sache“ entscheiden, müssen die entspre­

chenden Regelungen transparent und für die Öffentlichkeit nachvollziehbar sein.

Tz. 17 Bei Fraktionszuwendungen handelt es sich nicht um Zuwendungen im haushalts­

rechtlichen Sinn - Finanzhilfen an Stellen außerhalb der Verwaltung - sondern um 

Haushaltsausgaben. Fraktionszuwendungen sind allgemeine Haushaltsmittel, die 

den Fraktionen in ihrer Eigenschaft als Teile des Hauptorgans Vertretung zur Ver­

fügung gestellt werden.29 Insofern unterliegen diese Ausgaben grundsätzlich den 

gleichen haushaltsrechtlichen Vorgaben wie alle anderen kommunalen Ausgaben 

auch. Ihre Bewirtschaftung unterliegt den allgemeinen für öffentliche Mittel gelten­

den rechtlichen Bindungen.30

Tz. 18 Fraktionszuwendungen dürfen lediglich für die in § 57 Abs. 3 NKomVG genannten 
Zwecke genutzt werden. Für die tägliche Fraktionsarbeit fällt eine Vielzahl von Auf­

gaben an, die sich nicht immer eindeutig den Vorgaben des Gesetzes zuordnen 

lassen. Vorgaben zur Verwendung von Fraktionszuwendungen hat das Ml nun­

mehr in die Neufassung seines Erlasses aufgenommen.31 Weitergehende Empfeh­

lungen des Ml, vergleichbar der Empfehlungen für die bestimmungsgemäße Ver­
wendung von Fraktionszuwendungen des Arbeitskreises Fraktionszuwendungen 

der hessischen Revisionsämter32, könnten die Arbeit der Fraktionen noch weiter 

erleichtern.

28 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11; OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 
-10 ME 17/09.

29 Vgl. OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 88/00.
30 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 6.2.2., S. 223.
31 Vgl. RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57-Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretun­

gen kommunaler Körperschaften.
32 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 

wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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2 Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte

Tz. 19 Die Höhe der durchschnittlichen Gesamtaufwendungen der Städte für ihre Fraktio­

nen aus den Jahren 2017 und 2018 bewegte sich innerhalb einer Spannbreite von 

(gerundet) 11.000 € bis 2.394.000 €. Bezogen auf die Anzahl aller in Fraktionen 

organisierten Abgeordneten ergab sich eine Spannbreite von 282 € bis 38.008 € 

pro Abgeordneten, bezogen auf die durchschnittliche Einwohnerzahl von 0,23 € 

bis 6,22 € je Einwohner (siehe Abschnitt 3.2.6).

Tz. 20 Die Grundbeträge je Fraktion betrugen zwischen 520 € und 6.600 €, die Pro-Kopf- 

Beträge zwischen 130 € und 8.500 € im Jahr. Bei einer Stadt33 mit dem höchsten 

Pro-Kopf-Betrag waren die Pauschalbeträge auch für Personalkosten bestimmt. 

Hohe Beträge erklärten sich somit zum Teil dadurch, dass aus den Pauschalen 

auch Personal- und/oder Raumkosten zu bestreiten waren, die andere Städte ge­

sondert erstatteten. Die Höhe der Grundbeträge und der Pro-Kopf-Beträge war da­

her nicht vergleichbar (siehe Abschnitte 3.2.1 und 3.2.2).

Tz. 21 Keine Stadt konnte aktuelle Bedarfsberechnungen zur Höhe der gewährten Frakti­

onszuwendungen vorlegen. Sofern solche Berechnungen überhaupt vorhanden 

waren, datierten diese aus den 90er Jahren. Der von den Fraktionen für die Ge­
schäftsführung benötigte Bedarf bildet jedoch die Obergrenze. Die Städte sollten 

den Bedarf überprüfen und die Zuwendungen ggf. anpassen, um eine bedarfsge­

rechte Finanzausstattung der Fraktionen sicherzustellen (siehe Abschnitt 3.3.2).

Tz. 22 Die Fraktionen verwendeten die ihnen zur Verfügung gestellten Zuwendungen

nicht in allen Fällen korrekt. Sie finanzierten hieraus sowohl Ausgaben ohne Bezug 

zur Fraktionsarbeit als auch gesellige Veranstaltungen. Des Weiteren finanzierten 

sie Aufwendungen, die über persönliche Ansprüche der Fraktionsmitglieder als 

Mitglieder der Vertretung (Aufwandsentschädigungen) abgedeckt waren. In Einzel­

fällen überschritten Ausgaben die Grenze zur unzulässigen Parteienfinanzierung. 

Die Städte sollten eine zweckentsprechende Verwendung der Fraktionszuwendun­

gen - mindestens stichprobenartig - belegmäßig prüfen, um so einen rechtmäßi­

gen Einsatz dieser öffentlichen Mittel sicherzustellen (siehe Abschnitt 3.5).

33 Stadt Göttingen.
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Tz. 23 Bei sieben Städten34 stellte mindestens eine Fraktion Personal an. Einzelne Frakti­

onen orientierten sich bei der Bezahlung ihrer Beschäftigten nicht an die Eingrup­

pierungsvorgaben des TVöD (VKA). Zum Teil verstießen sie damit gegen das Bes­

serstellungsverbot. Die Städte prüften die tarifgerechte Eingruppierung nicht. Sie 

sollten in ihren Regelungen zur Verwendung der Fraktionszuwendungen auf die 

Anwendung des TVöD (VKA) hinweisen, um einen tarifgerechten Personaleinsatz 

und eine einheitlich tarifgerechte Vergütung sicherzustellen (siehe Abschnitte 

3.2.4.2, 3.2.4.3 und 3.4.9).

Tz. 24 Die Städte können den Fraktionen städtische Räume zur Verfügung stellen oder 

Mittel zur Anmietung von Räumen durch die Fraktionen gewähren. Die Städte soll­

ten den Fraktionen nur Mittel zur Anmietung einer im Rahmen der Wirtschaftlich­

keit und Sparsamkeit angemessenen Geschäftsstelle zur Verfügung stellen, wenn 

die Verwaltung keine eigenen Räume zur Verfügung stellen kann (siehe Abschnitt 

3.2.5).

Tz. 25 Nicht alle Städte regelten die Fraktionszuwendungen in einer Satzung. Ich emp­

fehle, Regelungen in einer Satzung zu treffen. Durch transparente Regelungen 

und einen formalen Satzungsbeschluss kann eine ausreichende Kontrolle ermög­

licht werden (siehe Abschnitt 3.3.1.1).

Tz. 26 Vier Städte35, in denen Gruppen aus mehreren Fraktionen gebildet waren, gewähr­

ten den Fraktionen Zuwendungen. Drei der Städte36 regelten dies in ihren Satzun­

gen entsprechend. Bei Gruppenbildung dürfen die Zuwendungen nur der Gruppe 

gewährt werden, da die Rechte von den Fraktionen auf die Gruppe übergehen. Die 

Satzungen sind entsprechend zu ändern (siehe Abschnitt 3.3.1.2).

Tz. 27 Bei Fraktionen verschiedener Städte bestand Informationsbedarf, wofür die Zu­

wendungen verwendet bzw. nicht verwendet werden dürfen. Ich empfehle, eine 

Richtlinie über die ordnungsgemäße Mittelverwendung aufzustellen, um unzulässi­

gen Verwendungen entgegenzuwirken (siehe Abschnitt 3.3.1.3).

34 Celle, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Salzgitter, Wolfsburg.
35 Celle, Hildesheim, Lüneburg und Wilhelmshaven.
36 Hildesheim, Lüneburg und Wilhelmshaven.
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Tz. 28 Nicht alle Städte forderten die von den Fraktionen jährlich nicht verausgabten oder 

nicht zweckentsprechend verwendeten Mittel zurück. Drei Städte37 verzichteten so­

gar nach Ablauf der Wahlperiode auf die Rückzahlung der nicht verausgabten Mit­

tel. Ein Verzicht auf Erstattung nicht verausgabter Mittel stellt eine Zuwendung 

über den Bedarf der Fraktionen hinaus dar. Die Städte sollten die von den Fraktio­

nen jährlich nicht verausgabten oder nicht zweckentsprechend verwendeten Mittel 

zurückfordern (siehe Abschnitte 3.3.5, 3.4.5 bis 3.4.8).

Tz. 29 Die vorgelegten Verwendungsnachweise entsprachen häufig nicht den Vorgaben 

des Ml im einschlägigen Runderlass.38 Die Vorlage erfolgte bei einem Viertel aller 

Fälle nicht fristgerecht. Ich empfehle, die Fraktionen regelmäßig auf die Erlasslage 

hinzuweisen und auf eine fristgerechte Vorlage vollständiger und ordnungsgemä­

ßer Verwendungsnachweise hinzuwirken (siehe Abschnitte 3.4.1 und 3.4.2).

Tz. 30 Drei Städte39 prüften die Verwendungsnachweise nicht. Das Ml gab und gibt über 

die genannten Runderlasse ausdrücklich eine Prüfung vor. Die Städte sollten die 

Verwendungsnachweise jährlich prüfen, um eine regelgerechte Verwendung der 

öffentlichen Mittel sicherstellen zu können (siehe Abschnitt 3.4.3).

Tz. 31 Nur vier Städte40 ließen sich mit den Verwendungsnachweisen auch Belege vorle­

gen. In einer Stadt41 hoben nicht alle Fraktionen ihre Belege auf. Ich empfehle, die 

Aufbewahrung der Belege zu regeln. Dies stellt sicher, dass diese zur Prüfung her­

angezogen werden können (siehe Abschnitt 3.4.4).

37 Hannover, Hildesheim und Salzgitter.
38 RdErl. des Ml vom 12.02.1992, Az. 34.2-10002 (§ 39b), Haushaltsmittel für Fraktionen und Gruppen in Vertre­

tungen kommunaler Körperschaften; Prüfung, so auch im RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57 - 
Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen kommunaler Körperschaften.

39 Hannover, Hildesheim und Wilhelmshaven.
40 Celle, Göttingen, Lüneburg und Salzgitter.
41 Wilhelmshaven.
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3 Feststellungen

3.1 Fraktionen- und Gruppenbildung

Tz. 32 Die Anzahl der Abgeordneten, der Fraktions- und Gruppenmitglieder sowie der ge­

bildeten Fraktionen oder Gruppen bei den zehn Städten stellte sich wie folgt dar:

Städte Abgeordnete Fraktions-/ Gruppen­
mitglieder Fraktionen/Gruppen

2017 2018 2017 2018 2017 2018
Celle 42 42 642

Cuxhaven 40 39 5
Göttingen 46 46 44 6

Hannover 64 63 8

Hildesheim 46 46 643 44

Lingen (Ems) 42 42 5
Lüneburg 42 42 444

Salzgitter 44 44 6

Wilhelmshaven 38 36 645 46

Wolfsburg 46 45 7
Tabelle 1: Fraktionen oder Gruppen46

Tz. 33 Gemäß § 57 Abs. 2 Satz 1 NKomVG wirken bei der Willensbildung und Entschei­
dungsfindung in der Vertretung, im Flauptausschuss und in den Ausschüssen der 

Kommune Fraktionen und Gruppen mit. Nach § 57 Abs. 1 NKomVG können sich 

zwei oder mehr Abgeordnete zu einer Fraktion zusammenschließen. Dieser Zu­

sammenschluss basiert auf einer grundsätzlichen politischen Übereinstimmung 

der Mitglieder.47 Diese müssen rechtlich nicht zwingend derselben Partei oder 

Wählergemeinschaft angehören, dies ist in der Praxis aber der Regelfall.48 Inso­

weit ist der Parteibegriff vom Fraktionsbegriff zu trennen 49

42 Gruppe "GRÜNE/WG/PARTEI“ bestehend aus Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion "WG/Die PAR­
TEI"; Gruppe "FDP/DIE UNABHÄNGIGEN“ bestehend aus FDP-Fraktion und Fraktion DIE UNABHÄNGIGEN.

43 Gruppe „Die Unabhängigen/FDP“ bestehend aus Fraktion Die Unabhängigen und FDP-Fraktion.
44 Gruppe „Grüne/FDP/CDU“ bestehend aus Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, FDP-Fraktion und CDU-Fraktion.
45 Gruppe "CDU/WBV" bestehend aus CDU-Fraktion und Fraktion Wilhelmshavener Bürgervereinigung (WBV); 

Gruppe „GrünUnabhängigSozial“ bestehend aus Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Fraktion Unabhängige Wäh­
lergemeinschaft Wilhelmshaven (UWG) und Gruppe „Die FRAKTION“.

46 Stand zum 31.12.2017 bzw. 31.12.2018.
47 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 04.02.2005 - 10 ME 104/04.
48 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 3.2.3., S. 70.
49 Vgl. Bätge, Kommunalrecht Nordrhein-Westfalen, 5. Auflage, RdNr. 281.
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Tz. 34 Abgeordnete können sich gemäß § 57 Abs. 1 NKomVG auch zu einer Gruppe zu­

sammenschließen. Mitglieder solcher Gruppen sind Abgeordnete, die z. B. allein 

den Fraktionsstatus wegen der erforderlichen Anzahl nicht erreichen oder sich 

nicht einer anderen Fraktion anschließen möchten.50 Basis der Zusammenarbeit ist 
dabei die grundsätzliche politische Übereinstimmung zu möglichst gleichgerichte­

tem Wirken.51 Den in Gruppen zusammengeschlossenen Abgeordneten ehemali­

ger Fraktionen bleibt es unbenommen, auch unter der bisherigen Bezeichnung 

weiterhin am politischen Leben der Kommunen teilzunehmen. Sie handeln dann 

aber nicht als mit eigenen Rechten ausgestattetes Organteil der Vertretung.52

3.2 Art und Umfang der Fraktionszuwendungen

3.2.1 Arten der Fraktionszuwendungen

Tz. 35 Alle geprüften Städte gewährten Fraktionszuwendungen für die Geschäftsführung 

in Form von Pauschalbeträgen. Teilweise gewährten sie darüber hinaus Zuwen­

dungen für Personal und Geschäftsräume (oder stellten Räume zur Verfügung). 

Fraktionszuwendungen sind Leistungen an Fraktionen, um Funktionen für die Ar­

beit der Vertretung bzw. die Abgeordneten wahrzunehmen. Da die parlamentari­

sche Vertretung ein Organ der Kommune ist, handelt es sich somit um Leistungen 

für Aufgaben innerhalb der Verwaltung.53

Tz. 36 Zuwendungen sind nach haushaltsrechtlicher Definition Ausgaben und Verpflich­
tungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der Verwaltung zur Er­

füllung bestimmter Zwecke.54 Insofern sind die Leistungen an die Fraktionen keine 

Zuwendungen im haushaltsrechtlichen Sinn, sondern allgemeine Haushaltsmittel, 

die den Fraktionen in ihrer Eigenschaft als Teile der parlamentarischen Vertretung 

zur Verfügung gestellt werden.55 Diesbezüglich ist die Verwendung des Begriffs 

„Zuwendungen“ in § 57 Abs. 3 NKomVG ungenau.

50 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 15.

51 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 04.02.2005 - 10 ME 104/04.
52 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 19.
63 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11; OVG Lüneburg, Urteil vom 04.08.1994 - 

10 L 5985/92.
54 Vgl. § 23 Niedersächsische Landeshaushaltsordnung.

Vgl. OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 88/00.55
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Tz. 37 Welche Art von Zuwendungen die Städte ihren Fraktionen jeweils gesondert aus­

gewiesen einräumten, ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:

Stadt Geschäftsführung Personal Geschäftsräume
Celle X - -
Cuxhaven X - X

Göttingen X X X

Hannover X X X

Hildesheim X X X

Lingen (Ems) X - -

Lüneburg X - -
Salzgitter X X X

Wilhelmshaven X - X

Wolfs bürg X X X
Tabelle 2: Arten der Fraktionszuwendungen

Tz. 38 Den Städten steht es frei, in welcher Form sie ihren Fraktionen Zuwendungen ge­

währen. Sie können Sach-, Personal- oder Raumkosten jeweils gesondert oder 

über Pauschalbeträge gewähren.

3.2.2 Pauschalbeträge

Tz. 39 Fraktionszuwendungen werden im Allgemeinen nicht gesondert für einzeln ausge­

wiesene Zwecke gewährt. Es handelt es sich grundsätzlich um eine Art Aufwen­

dungsersatz, der aus Gründen der Praktikabilität vorab in pauschaler Form gezahlt 

werden darf.56

Tz. 40 Die Städte gewährten den Fraktionen Pauschalbeträge für die Geschäftsführung.

Diese setzten sich in der Regel aus einem Grundbetrag je Fraktion und einem fes­

ten Betrag je Fraktionsmitglied zusammen. Die Stadt Salzgitter teilte den nach Ab­

zug der Grundbeträge verbliebenen Flaushaltsansatz für die Fraktionspauschalen 

durch die Anzahl der Mitglieder aller Fraktionen und verteilte die so ermittelten An­

teile nach Fraktionsstärke.57 Die Stadt Flildesheim verzichtete auf einen Grundbe­

trag je Fraktion.58

56 Vgl. OVG Münster, Urteil vom 08.10.2002 - 15 A 3691/01; VG Gelsenkirchen, Urteil vom 13.02.1987- 
15 K 1536/85.

57 Ziff. 3.4 Richtlinie zur Finanzierung der Fraktionen des Rates und der Ortsräte der Stadt Salzgitter, Ratsbe­
schluss vom 09.11.2016.

58 § 4 Abs. 1 Satzung über die Finanzierung der Arbeit der Fraktionen und Gruppen des Rates der Stadt Flildes­
heim vom 12.12.2011 i. d. F. vom 14.05.2018.



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs
Prüfungsmitteilung vom 30.10.2020, Fraktionszuwendungen Seite: 17

Tz. 41 Bei der Mittelverteilung ist die Größe der Fraktionen zu berücksichtigen. Die Chan­

cengleichheit ist zu gewährleisten.59 Eine Kombination aus einem Grundbetrag 

und einem Pro-Kopf-Betrag entspricht der gängigen Praxis und ist nicht zu bean­

standen.60 Dies gilt unabhängig von der Art der Ermittlung der Zuwendungsanteile.

Tz. 42 Eine rein proportionale Verteilung nach der Fraktionsstärke ist nur gleichheitsge­

mäß, wenn den Fraktionen kein nennenswerter fixer Aufwand unabhängig von ih­

rer Größe entsteht.61 Im Vergleich zu den anderen geprüften Städten stellte ich bei 

den Fraktionen der Stadt Hildesheim keinen deutlich geringeren Bedarf an Mitteln 

zur Deckung des fixen Aufwands fest. Die Stadt Hildesheim hatte vielmehr die 
zweithöchsten Zuwendungen für Sachkosten aller geprüften Städte (siehe Grafik 

1). Dies spricht für einen hohen fixen Aufwand der Fraktionen. Die Regelung der 
Stadt, Zuwendungen zu Sachkosten trotz nennenswerter Fixkosten rein proportio­

nal nach Fraktionsstärke zu verteilen, sehe ich im Hinblick auf die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts kritisch.62

Tz. 43 Die Grundbeträge je Fraktion betrugen zwischen 520 € und 6.600 €, die Pro-Kopf- 

Beträge zwischen 130 € und 8.500 € im Jahr. Die Stadt Göttingen wählte ein soge­

nanntes Klassenmodell und zahlte 8.500 € für jedes erste bis fünfte Mitglied mit 

Abstufungen bis hin zu 6.500 € für jedes 21. bis 25. Mitglied im Jahr. Der höchste 

Grundbetrag von jährlich 6.600 € je Fraktion bei der Hansestadt Lüneburg beinhal­

tete auch Zuwendungen für Personal und Geschäftsräume.63 Bei der Stadt Göttin­

gen mit dem höchsten Pro-Kopf-Betrag (hier: Maximalbetrag) waren die Pauschal­

beträge auch für Personalkosten bestimmt.64

Tz. 44 Hohe Beträge erklärten sich somit zum Teil dadurch, dass aus den Pauschalen 

auch Personal- und/oder Raumkosten zu bestreiten waren, welche andere Städte 

gesondert erstatteten (siehe Abschnitt 3.2.1).

59 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11.
60 Vgl. Ziff. 1 RdErl. des Ml vom 12.02.1992, Az. 34.2-10002 (§ 39 b), Haushaltsmittel für Fraktionen und Gruppen 

in Vertretungen kommunaler Körperschaften; Prüfung.
61 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11; Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwal­

tung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, 
RdNr. 80.

62 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11.
63 Vgl. § 11 Abs. 2 Satzung der Hansestadt Lüneburg über die Entschädigung der Ratsfrauen und -herren, Orts­

ratsmitglieder und ehrenamtlich Tätigen in der Fassung vom 15.03.2018.
64 Ziff. 2, 4 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen an den Geschäftsbedürfnissen der Fraktionen und 

Gruppen des Rates der Stadt Göttingen vom 18.08.2017.



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs
Prüfungsmitteilung vom 30.10.2020, Fraktionszuwendungen Seite: 18

3.2.3 Zuwendungen für Sachkosten

Tz. 45 Die durchschnittlichen Zuwendungen der Städte für Sachkosten der Fraktionen 

aus den Jahren 2017 und 2018 (gerundet) können der nachfolgenden Grafik ent­

nommen werden:

250.000 €

200.000 €

150.000 €

100.000 € 

50.000 €

214.600 €

88.400 € 93-200 €

0 €

55.800 €
42.100 €
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11.000 € 16-600€ ^
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Grafik 1: Zuwendungen für Sachkosten

Tz. 46 Die dargestellten Beträge enthalten in erster Linie die aus den Pauschalbeträgen 

zu bestreitenden Sachaufwendungen (siehe Abschnitt 3.2.2). Darüber hinaus bein­

halten sie gesonderte Leistungen für die Erstausstattung von Fraktionsräumen.

Tz. 47 In den oben dargestellten Zuwendungen sind folgende Beträge enthalten:

Die Landeshauptstadt Hannover gewährte ihren Stadtratsfraktionen als einzige ge­

prüfte Stadt Mittel für die Betreuung der jeweiligen Bezirksratsmitglieder von insge­
samt rd. 30.000 € jährlich. Die Stadt Salzgitter gewährte den in Ortsräten gebilde­

ten Fraktionen Zuwendungen von 3.200 € jährlich.
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3.2.4 Personal

3.2.4.1 Zuwendungen für Personalkosten

Tz. 48 Fünf Städte gewährten ihren Fraktionen gesondert ausgewiesene Zuwendungen 

für Personalkosten. Die folgende Grafik zeigt die durchschnittliche Flöhe aus den 

Jahren 2017 und 2018 (gerundet):

Hildesheim Göttingen Salzgitter Wolfsburg Hannover

Grafik 2: Zuwendungen für Personalkosten

Tz. 49 Mit den Städten Göttingen, Salzgitter, Hildesheim und Hannover gewährten die 

vier Städte, die die höchsten Sachzuwendungen gewährten, auch Zuwendungen 

für Fraktionspersonal. Demgegenüber standen Städte wie etwa Cuxhaven, Wil­

helmshaven, Lüneburg oder Lingen (Ems), in denen die Fraktionen eventuelles 

Fraktionspersonal (z. B. Anteile an den jeweiligen Parteigeschäftsstellen) aus ihren 

vergleichsweise niedrigen Pauschalen zahlen mussten.

3.2.4.2 Fraktionspersonal

Tz. 50 Acht Städte65 sahen die Finanzierung von Fraktionspersonal in ihren Regelungen 

vor. Bei sieben Städten66 stellte mindestens eine Fraktion auch Personal an. Der 

Umfang hing erheblich von den finanziellen Möglichkeiten der Fraktionen ab (siehe 
Abschnitt 3.2.6). Nur Fraktionen bei der Landeshauptstadt Hannover stellten ne­

ben Personal für die Fraktionsgeschäftsführung und die Sachbearbeitung auch 

Fraktionsassistentinnen und -assistenten an.

65 Celle, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Salzgitter, Wilhelmshaven, Wolfsburg.
66 Celle, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Salzgitter, Wolfsburg.
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Tz. 51 Fraktionszuwendungen können gemäß § 57 Abs. 3 Satz 1 NKomVG unter ande­

rem für Personalkosten gewährt werden. In Betracht kommen insoweit die Gestel­

lung von Personal durch die Städte als auch eine Bereitstellung kommunaler 

Haushaltsmittel zum Zwecke der Fraktionsgeschäftsführung. Hierzu kann auch die 

Anstellung von Personal durch die Fraktionen gehören. Die Ausgaben für Personal 

gehören zu den größten Ausgabepositionen (siehe Grafik 7).

Tz. 52 Grundsätzlich können Fraktionszuwendungen für die Einstellung von Personal zur 

Fraktionsgeschäftsführung genutzt werden.67 Auch die Finanzierung von Fraktion­

sassistenzen ist gegebenenfalls möglich. Die Frage, ob die Fraktionen über die 

Geschäftsführung hinaus weiteres Fraktionspersonal beschäftigen dürfen, beurteilt 

sich dabei maßgeblich nach dem Bedarf.68 Dies gilt jedenfalls - insbesondere we­

gen der Vielzahl der zu bearbeitenden Vorlagen - bei großen Städten. Aufgrund 

der Vielzahl an Themen und Aufgaben bei großen Städten ist ein Informations­

und Beratungsbedarf gegeben, um die Fülle der sich den Abgeordneten stellenden 

Aufgaben zu bewältigen. Damit begründet sich auch ein Bedarf an einer Fraktions­

assistenz als hauptamtliches Personal.69

Tz. 53 Eine Ermittlung des notwendigen Personalbedarfs ist unumgänglich für eine ange­
messene Personalausstattung. Nur wenn die Kommunen den Personalbedarf der 

Fraktionen ermitteln, sind sie in der Lage, die Mittel für eine wirtschaftliche und 

sparsame Personalausstattung zur Verfügung zu stellen. Entsprechend sollten die 

Kommunen eine derartige Ermittlung durchführen. Über das ob und wie der An­

stellung von Personal entscheiden die Fraktionen als Arbeitgeber im Rahmen der 

allgemeinen arbeitsrechtlichen Vorschriften.

3.2.4.3 Besserstellungsverbot

Tz. 54 Einige Fraktionen gruppierten Beschäftigte in Vergütungsgruppen des TVöD (VKA) 

ein, bei denen nach den zugrundeliegenden Eingruppierungsvorschriften eine ab­

geschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung Voraussetzung war, obwohl 

diese nicht vorlag. Eine Fraktion der Landeshauptstadt Hannover gruppierte eine 

Fraktionsmitarbeiterin bzw. einen Fraktionsmitarbeiter ohne Berufsausbildung,

67 Vgl. VG Braunschweig, Urteil vom 20.03.2014- 1 A 33/13.
68 Vgl. OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 88/00.
69 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 97; OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 
88/00.
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ohne langjährige Berufserfahrung und ohne Hochschulabschluss in die Entgelt­

gruppe 11 ein. Zwei Fraktionen gewährten einzelnen Beschäftigten Sonderzahlun­

gen in erheblicher Höhe.

Tz. 55 Die Maßstäbe des TVöD (VKA) sind auch auf Kommunalfraktionen anwendbar.

Die Fraktionen sind Teilorgane der Vertretung und somit Teil der Kommune 

(§ 7 Abs. 1 NKomVG),70 Die für die Bundes- und Landtagsfraktionen, als Teile und 

ständig Gliederung der Parlamente, hergeleitete Anwendbarkeit der öffentlichen 

Tarifverträge trifft somit auch auf diese zu.

Tz. 56 Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind Parlamentsfraktio­

nen der „organisierten Staatlichkeit eingefügt“ und gehören als „Teile und ständige 

Gliederung“ der Parlamente zum staatlichen Bereich. „Die Fraktionszuschüsse die­

nen ausschließlich der Finanzierung von Tätigkeiten des Bundestages, die den 
Fraktionen nach Verfassung und Geschäftsordnung obliegen“.71 Die Finanzierung 

der Fraktionen aus öffentlichen Mitteln hat somit die gleiche haushaltsrechtliche 

Qualität wie die Finanzierung anderer Teile der Staatsorganisation. Daher ist die 

Vergütungsgestaltung der Fraktionsmitarbeiter grundsätzlich an den Maßstäben 

des öffentlichen Dienstes zu orientieren.72

Tz. 57 Die Fraktionen sind nicht Vertragspartei des TVöD (VKA), sodass dieser nicht un­
mittelbar auf die Arbeitsverhältnisse der Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 

anwendbar ist. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Beschäftigten der Frakti­

onen aus öffentlichen Mitteln bezahlt werden.73 Der Richtliniencharakter des TVöD 
(VKA) folgt auch daraus, dass dieser für den Bereich des Arbeitsrechts als Konkre­

tisierung des Sparsamkeits- und Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes anzusehen ist.74 

Dieser Grundsatz ist von allen nicht privatrechtlichen Institutionen, die durch öf­

fentliche Gelder finanziert werden, zu beachten. Dies gilt auch für die kommunalen 

Fraktionen, die Teilorgane der Vertretung und somit Teil der Kommune sind

70 Vgl. Koch in: Ipsen Niedersächsisches Kommunaiverfassungsgesetz, § 57 RdNr, 16; OVG Saarlouis, Urteil vom 
17.09.2015-2 C 29/15.

71 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 13.06.1989-2 BvE 1/88.
72 Vgl. Bund der Steuerzahler Niedersachsen und Bremen e. V., Kommunale Politikfinanzierung 2007, Aufwands­

entschädigungen und Fraktionszuschüsse in niedersächsischen Städten und Kreisen; Sächsischer Rechnungs­
hof, Beratende Äußerung, Verwendung der Fraktionszuschüsse, Februar 2015, S. 18.

73 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 98.

74 Vgl. Sächsischer Rechnungshof, Beratende Äußerung, Verwendung der Fraktionszuschüsse, Februar 2015,
S. 17.
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(§ 7 Abs. 1 NKomVG). Das Gebot, sich am TVöD (VKA) zu orientieren, führt aller­

dings nicht zu der Pflicht, diesen Tarifvertrag vollständig zu übernehmen.75

Tz. 58 Voll- oder teilzeitbeschäftigtes Personal der Fraktionen darf - sofern keine beson­

deren Gründe gegeben sind - nicht besser gestellt werden als vergleichbare Be­

schäftigte der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaft.76 Gemäß § 12 Abs. 1 

Satz 1 TVöD (VKA) richtet sich die Eingruppierung nach Tätigkeitsmerkmalen. Die­

ser berücksichtigt insbesondere Unterschiede in den Fachkenntnissen, dem Grad 

der Selbstständigkeit und Verantwortung sowie die Schwierigkeit und Bedeutung 

der Leistungen durch die Höhe der Vergütungen. Bei der Eingruppierung richtet 

sich die Vergütungsgruppe nach der Art der Beschäftigung und der Qualifikation 

der Beschäftigten der Fraktionen.77 Die Eingruppierung von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern in Entgeltgruppen, deren allgemeine Tätigkeitsmerkmale nicht erfüllt 

sind sowie die Gewährung über- bzw. außertariflicher Lohnbestandteile, verstößt 

gegen das Besserstellungsverbot.

Tz. 59 Ich empfehle den Städten, in ihren Regelungen zur Verwendung der Fraktionszu­

wendungen auf die genannten Grundsätze hinzuweisen und auf deren Einhaltung 

hinzuwirken. Die Landeshauptstadt Hannover teilte in ihrer Stellungnahme mit, 

dass die Eingruppierung entsprechend der Empfehlungen der Kommission zur 

Ausstattung der Fraktionsgeschäftsstellen erfolge. Allerdings werde es den Frakti­

onen im Rahmen der ihr zustehenden Gesamtbezuschussung ermöglicht, Ände­

rungen vorzunehmen. Die Fraktionen seien Arbeitgeber für das Fraktionspersonal 

und damit für die vertraglichen Regelungen verantwortlich. Die Empfehlung, einen 

Hinweis auf das Besserstellungsverbot in die Regelung zu den Fraktionszuwen­

dungen aufzunehmen, werde geprüft. Ich weise aufgrund der Stellungnahme der 

Landeshauptstadt nochmals darauf hin, dass die unter Tz. 50 - 58 genannten Kri­

terien für die Eingruppierung auch von den Fraktionen zu beachten sind. Das gilt 

unabhängig von der Möglichkeit, das Personal selbstständig auszuwählen und ein­

zustellen. Die Stadt Göttingen teilte mit, sie wolle einen entsprechenden Passus in 

die bereits vorhandenen Richtlinien über einheitliche und tarifgerechte Vergütung 

aufnehmen. Diese müsse zuvor jedoch ermittelt werden.

75 Vgl. Sächsischer Rechnungshof, Beratende Äußerung, Verwendung der Fraktionszuschüsse, Februar 2015,
S. 18; OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 88/00; Schröder, Sächsische Verwaltungsblätter 2005 
S. 181.

76 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 98.

77 Vgl. Entgeltordnung TVöD (VKA).
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3.2.5 Geschäftsräume

3.2.5.1 Zuwendungen für Geschäftsräume

Tz. 60 Sieben Städte78 stellten ihren Fraktionen Geschäftsräume zur Verfügung oder

zahlten dafür gesonderte Zuwendungen. Sechs Städte konnten ihre Aufwendun­

gen hierfür beziffern. Die Höhe der durchschnittlichen Aufwendungen dieser 

Städte aus den Jahren 2017 und 2018 (gerundet) stelle ich in der nachfolgenden 

Grafik dar:

300.000 €
257.900 €

Wilhelmshaven Hildesheim Göttingen Salzgitter Wolfsburg Hannover 

Grafik 3: Zuwendungen für Geschäftsräume

Tz. 61 Die dargestellten Beträge enthalten sowohl Mieten als auch Reinigungskosten für 

die Räume. Nicht enthalten sind Aufwendungen für gelegentlich genutzte Sit­
zungsräume der Städte durch die Fraktionen z. B. für Fraktionssitzungen. Den Auf­

wand hierfür konnten die Städte mangels interner Verrechnungen nicht beziffern. 

Die Stadt Cuxhaven teilte mit, dass sie beabsichtige, diese Aufwendungen zu er­

mitteln und ebenfalls zu beziffern. Die Stadt Göttingen erklärte, dass sie von einer 

internen Leistungsverrechnung für die Bereitstellung von Geschäfts- und Sitzungs­

räumen nach wie vor aus Praktikabilitätsgründen absehen werde.

78 Cuxhaven, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Salzgitter, Wilhelmshaven und Wolfsburg.
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3.2.5.2 Fraktionsgeschäftsräume

Tz. 62 Fünf Städte79 stellten den Fraktionen Geschäftsräume zur Verfügung. Die Städte 

Flildesheim und Wilhelmshaven zahlten einen Mietkostenzuschuss. Bei den Städ­

ten Celle, Lingen (Ems) und Lüneburg hatten die Fraktionen etwaige Mietkosten 

aus den Pauschalbeträgen zu bestreiten.

Tz. 63 Unter Fraktionszuwendungen für Sachaufwand, die gemäß § 57 Abs. 3 Satz 1 

NKomVG gewährt werden können, fallen auch die Stellung oder die Anmietung 

von Räumen.80 Die Anmietung von Räumen einschließlich der notwendigen Ne­

benkosten ist zuwendungsfähig, wenn die Größe der Stadt und der Fraktion eine 

eigene Fraktionsgeschäftsstelle rechtfertigen und die Stadt keine angemessenen 

eigenen Geschäftsräume zur Verfügung stellen kann.81 Vorrangig sollten kommu­

nale Verwaltungseinrichtungen zur Verfügung gestellt werden. Zum einen ent­

spricht es dem Rechtsgebot der Sparsamkeit, bestehende Räumlichkeiten zu nut­

zen.82 Zum anderen kann die Kommune so eine zweckwidrige Verwendung durch 

Ausübung ihres Verfügungsrechts unterbinden.83 Bei der Überlassung von Frakti­

onsgeschäftsräumen innerhalb der Einrichtungen der Städte kann die Verteilung 

der zur Verfügung gestellten Geschäftsräume proportional mit der Fraktionsmitglie­

derzahl steigen oder abnehmen.84 Eine Ungleichbehandlung liegt nur vor, wenn 

die Zuteilung der Geschäftsräume die Fraktionsarbeit unzumutbar erschwert und 

die Arbeits- und Funktionsfähigkeit der Fraktion insgesamt in Frage stellt. Im Allge­

meinen sollen die Fraktionsgeschäftsstellen die Fraktionen in ihrer notwendigen 

Vorbereitungsarbeit fördern.85

Tz. 64 Die Städte sollten den Fraktionen nur Mittel zur Anmietung einer im Rahmen der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit angemessenen Geschäftsstelle zur Verfügung 

stellen, wenn die Verwaltung keine eigenen Räume zur Verfügung stellen kann.

79 Cuxhaven, Göttingen, Hannover, Salzgitter, Wolfsburg.
80 Vgl. Bericht der Enquete-Kommission, LT-Drs. 12/6260, S. 48; Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, 

Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG,
RdNr. 73.

81 Vgl. Erlass des Ml-Nordrhein-Westfalen, Zuwendungen kommunaler Körperschaften an Fraktionen der Vertre­
tungen vom 05.11.2015, Ziff. 2.1.1, https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumen- 
tenarchiv/Dokument/MMV16-3491 .pdf; Meyer, Recht der Ratsfraktion, 10. Auflage, Kap. 6.3.2.1 S. 224.

82 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 6.3.2.1, S. 224.
83 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 73.
84 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 6.3.2.1, S. 224.

Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 19.01.2010-15 B 1810/09.85

https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumen-tenarchiv/Dokument/MMV16-3491
https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumen-tenarchiv/Dokument/MMV16-3491
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3.2.5.3 Zuordnung der Aufwendungen

Tz. 65 Die Stadt Cuxhaven stellte allen Fraktionen ein Fraktionsbüro im Rathaus zur Ver­

fügung. Dieses Angebot nahm nur eine Fraktion regelmäßig wahr. Einen Ansatz 

zur internen Verrechnung dieser Kosten ermittelte die Stadt nicht. Sie teilte in ihrer 

Stellungnahme mit, dass dieser Ansatz zukünftig vorgenommen werden solle.

Tz. 66 Die Stadt Hildesheim zahlte allen Fraktionen einen Mietkostenzuschuss von bis zu 

320 € monatlich. Die beiden mitgliederstärksten Fraktionen unterhielten Geschäfts­

räume im Rathaus. Hierfür behielt die Stadt den Mietkostenzuschuss von jeweils 

320 € zur internen Verrechnung ein. Die im Rathaus untergebrachten Fraktionen 

trugen keine Aufwendungen für Raumnebenkosten (Strom, Datenverarbeitung, 

Reinigung und Telefon).

Tz. 67 Durch die unterschiedliche Berücksichtigung der Nebenkosten kam es zu einer

Bevorzugung der Fraktionen, die im Rathaus untergebracht waren. Diesen wurden 

nicht die vollständigen Raumkosten auferlegt, die andere Fraktionen für externe 

Geschäftsräume aus ihren Zuwendungen zu bestreiten hatten. Die Stadt Hildes­

heim teilte mit, dass sie für die Fraktionen, die im Rathaus untergebracht seien, die 

Nebenkosten separat erfassen werde.

Tz. 68 Sofern eigene Geschäftsräume zur Verfügung gestellt oder andere Leistungen für 

Geschäftsräume der Fraktionen erbracht werden, sollten die hierfür anfallenden 
Aufwendungen den Fraktionen zugeordnet werden. Dies sichert ein vollständiges 

Bild der Zuwendungen und vermeidet unbeabsichtigte Ungleichbehandlungen. Die 

Landeshauptstadt Hannover verrechnete beispielsweise die Reinigungskosten der 

Fraktionsgeschäftsstellen vollständig. Dies begrüße ich. Die Stadt Göttingen teilte 

mit, dass die Verrechnung der Kosten für die Nutzung der Geschäftsräume erfol­

gen könne und dies grundsätzlich bereits in den Formularen zum Verwendungs­

nachweis berücksichtigt sei. Aufgrund von Veränderungen in Größe und Lage eini­

ger Fraktions-ZGruppenbüros sei dies zu aktualisieren.

3.2.6 Gesamtzuwendungen der Städte

Tz. 69 Die Höhe der durchschnittlichen Gesamtzuwendungen der einzelnen Städte für

ihre Fraktionen aus den Jahren 2017 und 2018 (gerundet) kann der nachfolgenden 

Grafik entnommen werden:
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Grafik 4: Gesamtzuwendungen

Tz. 70 Umgelegt auf ein einzelnes Fraktionsmitglied ergibt sich folgende Grafik:
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Grafik 5: Gesamtzuwendungen je Fraktionsmitgiied

Tz. 71 Die Höhe der durchschnittlichen Gesamtaufwendungen der einzelnen Städte für 

ihre Fraktionen aus den Jahren 2017 und 2018 in Relation zu der durchschnittli­

chen Anzahl der Einwohnerinnen oder Einwohner86 in diesen Jahren veranschau­

licht folgende Grafik:

86 Stand zum 31.12.2017 bzw. 31.12.2018.
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Grafik 6: Gesamtzuwendungen je Einwohnerin und Einwohner

Tz. 72 Die in den vorstehenden Grafiken ausgewiesenen Beträge beinhalten nicht alle

Aufwendungen, die von den Städten für ihre Fraktionen erbracht wurden, z. B. den 

Aufwand der Beschäftigten in den Verwaltungen für die Fraktionen. Dafür wären 

umfangreiche und detaillierte interne Leistungsverrechnungen erforderlich gewe­

sen, die in den Städten nicht vorhanden waren.

Tz. 73 Die nachstehende Grafik zeigt die Anteile der verschiedenen Zuwendungsarten an 

den Gesamtzuwendungen bei den fünf Städten, die ihren Fraktionen Sachaufwen- 

dungen für die Geschäftsführung, für Personal und für Geschäftsräume gewähr­

ten:
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Grafik 1: Verteilung der Fraktionszuwendungen
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Tz. 74 Danach wird die Flöhe der Fraktionsaufwendungen maßgeblich durch Aufwendun­

gen für Personal beeinflusst. Die Stadt Hildesheim bildete eine Ausnahme, weil sie 

im Vergleich der Städte bei einer gleich oder ähnlich großen Vertretung (siehe Ta­

belle 1) deutlich höhere Sachkostenpauschalen und deutlich geringere Personal­

kostenpauschalen an ihre Fraktionen zahlte (siehe Grafiken 1 und 2).
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Tz. 75 Fraktionen haben keinen Anspruch auf Zuwendungen. Die Gewährung steht im Er­

messen der Kommune im Rahmen ihrer jeweiligen Leistungsfähigkeit. Die Veran­

schlagung und Verwendung der Fraktionszuwendungen unterliegt dem allgemei­

nen Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nach § 110 Abs. 2 

NKomVG. Insoweit müssen die Städte die Kosten der Fraktionen nicht vollständig 

übernehmen.87 Die Stadt Göttingen führte in ihrer Stellungnahme aus, dass in Hin­

blick auf „Politikverdrossenheif und die Probleme, ehrenamtliche Politikerinnen 

und Politiker zu gewinnen, davon abgesehen werden solle, weitere Einschränkun­

gen vorzunehmen. Die 100%ige Kostenübernahme (It. Verwendungsnachweis) sei 

transparent und habe bisher auch zu keiner Kritik geführt.

Tz. 76 Der Aufgabenumfang der Fraktionen bei den einzelnen Städten war unterschied­

lich. Es besteht Anlass, die Höhe der Zuwendungen regelmäßig anhand des Be­

darfs der Fraktionen zu überprüfen (siehe Kapitel 3.3.2).

3.3 Regelungen

3.3.1 Grundlagen

Tz. 77 Nach § 57 Abs. 3 NKomVG steht es im Ermessen der Kommune, den Fraktionen 

Zuwendungen zu gewähren (siehe auch Abschnitt 1). Das Ml gab mit Runderlass 

aus dem Jahr 1992 Hinweise zur Prüfung der bestimmungsgemäßen Verwendung 

der Haushaltsmittel.88 Die Regelungen des Runderlasses aus dem Jahr 1992 wa­

ren im Prüfungszeitraum unter Berücksichtigung der geltenden Gesetzeslage ent­

sprechend anzuwenden. Der aktualisierte Erlass vom 24.08.2020 konkretisiert die 

seinerzeitigen Regelungen, so dass meine Empfehlungen auch auf Basis des ak­

tualisierten Erlasses weiter gelten. Eine Ausnahme bildet die nunmehr teilweise 

Zulässigkeit der Mittelübertragung innerhalb der jeweiligen Wahlperiode (siehe 

hierzu Abschnitt 3.3.5).

Tz. 78 Die nähere Ausgestaltung obliegt der Kommune im Rahmen der kommunalen

Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG). Die Vertretung entscheidet im Rahmen des 

Haushaltsplans über die Haushaltsmittel für Fraktionszuwendungen (§ 58 Abs. 1

87 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 - 10 ME 17/09; OVG Münster, Beschluss vom 08.02.2012 - 15 
A 2256/11; OVG Münster, Urteil vom 08.10.2002 - 15 A 4734/01.

88 RdErl, des Ml vom 12.02.1992, Az. 34.2-10002 (§ 39 b), Haushaltsmittel für Fraktionen und Gruppen in Vertre­
tungen kommunaler Körperschaften; Prüfung.
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Nr. 9 NKomVG). Das Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 GG) und der Grundsatz der 

sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung (§ 110 Abs. 2 NKomVG)89 sind 

zu beachten.

3.3.1.1 Grundsatzbeschlüsse

Tz. 79 Vier Städte regelten Fraktionszuwendungen durch Satzung, fünf Städte dem

Grunde nach in der Geschäftsordnung des Rats und eine Stadt durch Beschluss 

des Verwaltungsausschusses. Dabei erließen die Städte Hildesheim und Wil­

helmshaven gesonderte Satzungen über die Finanzierung der Arbeit der Fraktio­

nen und Gruppen im Rat, während die Städte Celle und Lüneburg Regelungen in 

ihren Entschädigungssatzungen nach § 55 Abs. 1 Satz 3 NKomVG trafen. Wie die 

Ratsbeschlüsse über die Geschäftsordnungen stammten auch die Ratsbeschlüsse 

über die Satzungen bzw. deren Änderungen aus der laufenden Wahlperiode. Die 

Geschäftsordnungen und die Satzungen waren in den städtischen Webangeboten 

aufrufbar.

Tz. 80 Bei der Landeshauptstadt Hannover lag der Gewährung von Fraktionszuwendun­

gen ein Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 31.10.1996 zugrunde. Die­

ser bezog sich auf zwei Drucksachen, die einen Änderungsantrag mit Anlage ei­

nes Regelungsvorschlags bzw. einen weiteren Änderungsantrag von Fraktionen 

enthielten. Die Beschlusslage war wegen der verschiedenen Dokumente nicht 

ohne weiteres nachzuvollziehen. Der Beschluss des Verwaltungsausschusses der 

Landeshauptstadt Hannover war nicht öffentlich. Die Regelung der Fraktionszu­

wendungen war, auch weil sie mehr als 20 Jahre zurücklag, nicht im städtischen 

Webangebot verfügbar.

Tz. 81 Den Kommunen steht es frei, in welcher Form sie die Regelungen treffen (siehe 

Abschnitt 3.3.1). Nach § 69 Satz 1 NKomVG gibt sich die Vertretung eine Ge­

schäftsordnung. Diese soll gemäß § 69 Satz 2 NKomVG insbesondere Bestim­

mungen über die Aufrechterhaltung der Ordnung, die Ladung und das Abstim­

mungsverfahren enthalten. Bei der Entscheidung über die Fraktionszuwendungen 

handelt es sich nicht um eine derartige Verfahrensvorschrift.

89 Vgl. Ziffer2.4 des RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57-Zuwendungen an Fraktionen und Grup­
pen in Vertretungen kommunaler Körperschaften.
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Tz. 82 Zu bedenken ist, dass die Abgeordneten „in eigener Sache“ entscheiden, da fast 
alle einer Fraktion angehören.90 Eine transparente Entscheidung ist von besonde­

rer Bedeutung, um eine ausreichende Kontrolle zu ermöglichen und den Verdacht 

der „Selbstbedienung“ zu vermeiden.91 Eine besondere Transparenz schaffen Sat­

zungen, die im vorgeschriebenen Verfahren zu veröffentlichen sind (§§ 10, 11 

NKomVG).92

Tz. 83 Es sollte zumindest ein Grundsatzbeschluss des Rates vorliegen. Ich empfehle,

eine Regelung durch Satzung zu treffen. Um zusätzliche Transparenz zu schaffen, 

rege ich an, solche Regelungen, wie weitgehend bereits geschehen, im städti­

schen Webangebot bereit zu stellen. Die Landeshauptstadt Hannover teilte mit, 
dass sie meine Ausführungen zu den Grundsatzbeschlüssen begrüße. Es sei ge­

plant, aus Gründen der Transparenz zur nächsten Wahlperiode mindestens einen 

Ratsbeschluss zu den Regelungen der Fraktionszuwendungen herbeizuführen und 

im städtischen Webangebot zur Verfügung zu stellen. Den Fraktionen/der Gruppe 

werde vorgeschlagen, gemeinsam mit dem Sachgebiet Ratsangelegenheiten ei­

nen Beschluss oder eine Satzung vorzubereiten. Die Stadt Göttingen verwies auf 

ihre Richtlinie und lies offen, ob sie dazu eine Satzung erlasse wolle.

3.3.1.2 Zuwendungen bei Gruppenbildung

Tz. 84 Die Geschäftsordnungen der Räte bestimmten überwiegend, dass die Gruppe an­

stelle der beteiligten Fraktionen die kommunalverfassungsrechtlichen Rechte 

wahrnimmt, so auch bei den Städten Celle, Lüneburg und Wilhelmshaven.

Tz. 85 Die Bestimmungen zu den Fraktionszuwendungen (siehe Abschnitt 3.3.1.1) nann­

ten die Fraktionen und Gruppen meist nebeneinander. So war u. a. in der Entschä­

digungssatzung der Stadt Celle bestimmt, dass die „Fraktionen und Gruppen“ für 

ihre Geschäftsführung bestimmte monatliche Pauschalen erhalten.93 In der Sat­

zung der Stadt Hildesheim über die Finanzierung der Arbeit der Fraktionen und

90 Vgl. Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auflage, Kap. 6.2.1.1, S. 222.
91 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 84.
92 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 84.
93 § 7 Satzung über die Entschädigung der Rats-, Ortsrats- und sonstigen Ausschussmitglieder der Stadt Celle in 

der Fassung vom 08.11.2016.
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Gruppen war festgelegt, dass die Entschädigungen bei Gruppenbildung den ein­

zelnen Fraktionen gewährt werden.94 Die Entschädigungssatzung der Hansestadt 

Lüneburg sah Zuwendungen nur für Gruppen vor, an denen keine Fraktion(en) be­

teiligt waren.95 Nach der Satzung der Stadt Wilhelmshaven über die Finanzierung 

der Arbeit der Fraktionen und Gruppen erhielten die Zuwendungen bei Gruppenbil­

dung ebenfalls die einzelnen Fraktionen. Dabei gewährte die Stadt derjenigen 

Fraktion, die den Gruppensprecher stellte, die Zuwendung je Mitglied nach Maß­

gabe der Gruppenstärke. Mietzuschüsse waren sowohl für die Gruppe als auch für 

die angeschlossenen einzelnen Fraktionen möglich.96

Tz. 86 Bei den Städten Celle, Lüneburg, Hildesheim und Wilhelmshaven bildeten sich

Gruppen aus mehreren Fraktionen. Die Fraktionszuwendungen erhielten, den Sat­

zungsregelungen entsprechend, die an der Gruppenbildung beteiligten Fraktionen.

Tz. 87 Nach dem Wortlaut des § 57 Abs. 1 NKomVG können sich nur einzelne Abgeord­

nete zu einer Fraktion oder Gruppe zusammenschließen. Da das NKomVG die Be­

griffe Fraktion und Gruppe im Hinblick auf die damit verbundenen Rechte und 

Pflichten synonym gebraucht, verstößt ein Zusammenschluss von fortbestehenden 

Fraktionen zu Gruppen auch gegen das Verbot der Doppelmitgliedschaft.97 Aus 
dem Homogenitätsgebot folgt, dass jeder Abgeordnete nur einer Fraktion oder 

Gruppe angehören darf (Verbot der Doppelmitgliedschaft).98 Ansonsten könnten 
etwa „Koalitionsfraktionen“ ihre Mitgliederzahlen durch Doppelmitgliedschaft künst­

lich erhöhen und sich dadurch erhöhte Zuwendungen verschaffen.99 Schließen 
sich die Mitglieder einer Fraktion mit den Mitgliedern einer anderen Fraktion zu ei­

ner Gruppe zusammen, gehen sämtliche aus dem NKomVG abzuleitenden Rechte 

von den Fraktionen auf die neugebildete Gruppe über.100 Das bedeutet, dass nur

94 § 1 Abs. 3 Satzung über die Finanzierung der Arbeit der Fraktionen und Gruppen des Rates der Stadt Flildes- 
heim in der Fassung vom 14.05.2018.

95 § 11 Abs. 1 Satzung der Hansestadt Lüneburg über die Entschädigung der Ratsfrauen und -herren, Ortsratsmit­
glieder und ehrenamtlich Tätigen in der Fassung vom 15.03.2018.

96 § 2 Abs. 1 b und 2 b Satzung über die Finanzierung der Arbeit der Fraktionen und Gruppen im Rat der Stadt 
Wilhelmshaven vom 14.06.2017.

97 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 11.09.2019 - 10 LA 50/19; Wefelmeier, in: Praxis der Kommunalverwal­
tung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, 
RdNr. 19.

98 Vgl. Wefelmeier, in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 17.

99 Vgl. Thiele, Kommentar zum NKomVG, 2. überarbeitete Auflage 2017, § 57 RdNr. 2.
100 Vgl. Meyer, NdsVBI. 2020, S. 129.
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die neue Gruppe das Recht hat, die politischen Mitwirkungs- und Gestaltungs­

rechte in Anspruch zu nehmen.101 Nur die Gruppe kann Zuwendungen der Kom­

mune nach § 57 Abs. 3 NKomVG erhalten.102

Tz. 88 Dementsprechend bestimmten einige Geschäftsordnungen ausdrücklich, dass die 

Gruppe anstelle der beteiligten Fraktion(en) die kommunalverfassungsrechtlichen 

Rechte wahrnimmt. Zum Teil bei denselben Städten wichen Satzungsregelungen 

davon ab, indem sie den an einer Gruppe beteiligten Fraktionen die Zuwendungen 

anstelle der Gruppe zubilligten. Da nur die Gruppe Zuwendungen erhalten kann, 

waren die Satzungsregelungen der Städte Celle, Hildesheim, Lüneburg und Wil­

helmshaven insoweit rechtswidrig.

Tz. 89 Solche Bestimmungen sind daher zu ändern und Zuwendungen bei Gruppenbil­

dung nur der Gruppe zu gewähren. Die Änderung sollte spätestens zum Beginn 

der nächsten Wahlperiode beschlossen und umgesetzt werden. Die Stadt Hildes­

heim teilte mit, dass sie ihre Satzungsregelung anpassen werde und Gruppen zu­

künftig nur noch als Gruppe die Mittel erhalten werden (nicht mehr jede Fraktion). 

Die Stadt Wilhelmshaven erklärte ebenfalls, dass Zahlungen im Falle einer Grup­

penbildung nur noch an die Gruppen vorgesehen werden, nicht auch zusätzlich an 

die angeschlossenen Fraktionen.

3.3.1.3 Richtlinien

Tz. 90 Fünf Städte stellten Richtlinien auf. Die Städte Göttingen und Salzgitter regelten

darin Leistungen, Mittelverwendung und Nachweisführung. Deren Richtlinien lagen 

Ratsbeschlüsse vom 18.08.2017 bzw. 09.11.2016 zugrunde. Bei der Stadt Lingen 

(Ems) legte ein fraktionsübergreifender „Ältestenrat“ eine Richtlinie über die Ver­

wendung und Nachweisführung der Fraktionsmittel fest (Stand 06.12.2006). Die 

Stadt Celle verfasste am 12.12.2007 Hinweise für die zweckentsprechende Ver­

wendung der für die Fraktionen bereitgestellten Haushaltsmittel. Die Hansestadt 
Lüneburg löste ihre seit 01.01.2017 geltende Richtlinie über die ordnungsgemäße 

Verwendung der Zuschüsse an Fraktionen und Gruppen durch eine überarbeitete 

Fassung zum 01.01.2019 ab.

101 Vgl. Meyer, NdsVBI. 2020, S. 129.
102 Vgl. Wefelmeier, in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 19.
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Tz. 91 Die Richtlinie der Hansestadt Lüneburg enthielt umfangreiche Hinweise zu der
Verwendung der Mittel. Die Richtlinie der Stadt Göttingen legte abschließend fest, 

welche Aufwendungen aus den Zuwendungen bestritten werden durften und ließ 

Ausnahmen in begründeten Einzelfällen zu. Beispiele nicht zulässiger Mittelver­

wendung waren ebenfalls listenmäßig aufgeführt.

Tz. 92 Bei meiner Prüfung gaben mehrere Fraktionen in unterschiedlichen Städten an, 

dass Hinweise oder Richtlinien zur zulässigen Mittelverwendung hilfreich wären. 

Auch im Zusammenhang mit unzulässigen Verwendungen (siehe Abschnitt 3.5) 

stellte ich Informationsdefizite bei den Fraktionen fest. Dies galt insbesondere bei 

neuen Fraktionen.

Tz. 93 Eine hinreichende Information ermöglicht den Fraktionen, die ihnen zur Verfügung 
gestellten Mittel ordnungsgemäß und rechtssicher zu bewirtschaften. Sie kann ei­

ner unzulässigen Mittelverwendung Vorbeugen.

Tz. 94 Ich empfehle, eine Richtlinie über die ordnungsgemäße Mittelverwendung aufzu­

stellen. Die Zulässigkeit und die Grenzen der Mittelverwendung sollten näher be­

stimmt werden. Als Orientierung können die Empfehlungen für die bestimmungs­
gemäße Verwendung von Fraktionszuwendungen des Arbeitskreises Fraktionszu­

wendungen der hessischen Revisionsämter dienen.103 Dabei sind die Besonder­

heiten des niedersächsischen Landesrechts, insbesondere die Neufassung des 

Erlasses des Ml104, zu beachten.

Tz. 95 Die Bestimmungen in den Richtlinien der Hansestadt Lüneburg und der Stadt Göt­

tingen sehe ich als gute Beispiele an. Die Stadt Hildesheim teilte mit, dass sie ihre 

Satzung über die Finanzierung der Arbeit der Fraktionen und Gruppen des Rates 

der Stadt Hildesheim intensiv überarbeiten werde und damit die von mir ange­

merkten Inhalte anpassen und diese dem Rat zur Beschlussfassung vorlegen 

werde. Der überwiegende Teil meiner Anmerkungen sei durch Regelungen in der 

Satzung dann "geheilt". Darüber hinaus werde die Stadt den Fraktionen/Gruppen 

eine Liste an die Hand geben, auf welcher erkennbar sei, für was die zur Verfü­

gung gestellten Mittel verwendet werden dürften. Die Stadt Lingen (Ems) teilte mit, 

dass vorgesehen sei, die Richtlinie über die Verwendung und Nachweisführung

103 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 
wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).

104 RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57 - Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen 
kommunaler Körperschaften.

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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der Fraktionsmittel zu überarbeiten und einen entsprechenden Grundsatzbe­

schluss (s. 3.3.1.1) des Rates herbeizuführen. Dazu wolle sie die Neufassung des 

Runderlasses des Ml abwarten. Diese Neufassung liegt inzwischen vor (s. o.). 
Auch die Stadt Wilhelmshaven erklärte, dass sie eine Richtlinie über die ordnungs­

gemäße Mittelverwendung aufstellen bzw. entsprechende Regelungen in die Sat­

zung aufnehmen wolle.

3.3.2 Bedarfsermittlung

Tz. 96 Keine Stadt legte eine Bedarfsberechnung zu Höhe der in der Wahlperiode ab No­

vember 2016 benötigten Fraktionszuwendungen vor. Es war nicht nachvollziehbar, 

wie die Städte die Höhe ermittelten. Bei der Landeshauptstadt Hannover stammte 

der Bericht, der der Ausstattung der Fraktionsgeschäftsstellen zugrunde lag, aus 

dem Jahr 1992.105 Bei einigen Städten kam es in den Prüfungsjahren zu erhebli­

chen Rückzahlungen bzw. Verrechnungen von Mitteln. Rückzahlungen von pau­

schal gewährten Beträgen machten im Jahr 2018 z. B. bei den Städten Lüneburg 

und Göttingen mit rd. 14.000 € bzw. rd. 25.700 € mehr als ein Fünftel der erhalte­

nen Pauschalbeträge aus.

Tz. 97 § 57 Abs. 3 NKomVG enthält keine Aussage zur Höhe der Zuwendungen. Aus

dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ergibt sich, dass die Zu­

wendungen bedarfsgerecht sein müssen. Der von den Fraktionen benötigte Bedarf 

für die Geschäftsführung bildet die Obergrenze der Zuwendungen.106 Dementspre­

chend muss vor einer Entscheidung über die Höhe der Fraktionszuwendungen zu­

nächst ermittelt werden, welchen Bedarf die Fraktionen haben. Dabei dürfen nur 

die zuwendungsfähigen Aufwendungen berücksichtigt werden.107 Ferner ist im 

Rahmen des Ermessens festzulegen, in welchem Umfang der Bedarf abgedeckt 

werden soll. Die Fraktionsarbeit kann über die Haushaltsmittel hinaus aus weiteren 

Quellen finanziert werden, wie z. B. Umlagen der Fraktionsmitglieder, Finanzmittel 

der Partei, Spenden.108 Jährlich wiederkehrende, nicht unerhebliche Rückzahlun­

gen sind ein Anhaltspunkt dafür, dass die Zuwendungen über dem Bedarf liegen 

könnten.

105 Bericht der Kommission zur Ausstattung der Fraktionsgeschäftsstellen vom 28.07.1992.
106 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009, 10 ME 17/09.
107 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 78.
108 Vgl. OVG Münster, Urteil vom 08.10.2002 - 15 A4734/01; Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Lan­

desausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 92.
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Tz. 98 Ich empfehle, den Bedarf zu überprüfen und die Pauschalbeträge ggf. zum Beginn 

der nächsten Wahlperiode anzupassen. Darüber hinaus sind die Bedarfe regelmä­

ßig zu evaluieren. Dabei reicht es aus, die Rechnungslegung der Fraktionen für 

die Vorjahre und die daraus ersichtliche Mittelverwendung auszuwerten. Eine spe­

zielle Bedarfsanalyse ist nicht erforderlich.109 Der Bedarf sollte auch bei einer ge­

sonderten Personalkostenerstattung und der Übernahme von Mietkosten für 

Räume regelmäßig überprüft werden. Die Stadt Lingen (Ems) erklärte in Ihrer Stel­

lungnahme, dass der Bedarf der einzelnen Fraktionen in den vergangenen Jahren 

im Rahmen der jährlichen Vorlage des Verwendungsnachweises überprüft wurde. 

Nach meinen Prüfungsfeststellungen prüfte die Stadt zwar jährlich die Verwen­

dungsnachweise (siehe Abschnitt 3.4.3), eine Überprüfung, ob die Mittel für die 

Fraktionen angemessen und auskömmlich sind, dokumentierte sie dabei jedoch 

nicht. Weiter teilte die Stadt Lingen (Ems) mit, dass vorgesehen sei, die Pauschal­

beträge ggf. zum Beginn der nächsten Wahlperiode anzupassen. Die Stadt Göttin­

gen erklärte, dass der Bedarf der Fraktionen mit hülfe vergangener Verwendungs­

nachweise geprüft und neu ermittelt werde.

3.3.3 Regelung des Nachweises

Tz. 99 Die Städte Wilhelmshaven und Wolfsburg übernahmen den Wortlaut des § 57

Abs. 3 Satz 2 NKomVG. Danach ist die Verwendung der Zuwendungen „in einfa­

cher Form“ nachzuweisen. Die übrigen Städte wiesen nähere Bestimmungen auf. 

Dabei machten die Städte Göttingen, Lüneburg und Salzgitter konkrete Vorgaben. 

Diese drei Städte gaben zudem ein Muster für den Verwendungsnachweis vor. Die 

Stadt Cuxhaven bestimmte in der Geschäftsordnung des Rats, dass der Nachweis 

„gemäß vorgegebenem Vordruck“ zu führen war.110 Der Vordruck konnte von der 

Verwaltung nicht vorgelegt werden und wurde in der vorgegeben Form von den 

Fraktionen nicht genutzt.

Tz. 100 Nähere Ausführungen enthält Ziffer 3 des bereits genannten Runderlasses des 

Ml111 (siehe Abschnitt 3.3.1). Danach sind in dem zahlenmäßigen Nachweis die 

Einnahmen und Ausgaben summarisch auszuweisen, gegliedert nach wesentli-

109 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11; Meyer, Recht der Ratsfraktionen, 10. Auf­
lage, Kap. 6.5.2, S. 274.

110 § 2 Abs. 5 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Cuxhaven, Stand 23.02.2017.
111 Vgl. auch RdErl. des Ml vom 12.02.1992, Az. 34.2-10002 (§ 39 b), Haushaltsmittel für Fraktionen und Gruppen 

in Vertretungen kommunaler Körperschaften; Prüfung, so auch Ziffer 3 RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12- 
10005 § 57 - Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen kommunaler Körperschaften
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eben Aufwandsarten. Der Runderlass vom 24.08.2020 gibt unter Ziffer 3 als we­

sentliche Positionen beispielhaft Büromaterial, Durchführung von Sitzungen, Rei­

sen, Öffentlichkeitsarbeit und Personal vor. Darüber hinaus sehe ich Aufwendun­

gen für Miete und Nebenkosten, IT-Ausstattung und -Service, Fachliteratur, Aus- 

und Fortbildung sowie die Durchführung von Klausurtagungen als wesentliche Po­

sitionen an.112 Auch die Aufnahme weiterer Positionen ist denkbar. In einem Sach­

bericht ist die Verwendung der Flaushaltsmittel kurz darzustellen. Der Verwen­

dungsnachweis ist mit der Versicherung der oder des Vorsitzenden der Frak­

tion/der Gruppe über die bestimmungsgemäße Verwendung der Flaushaltsmittel 

zu verbinden.

Tz. 101 Ich empfehle, den Geschäftsführungen der Fraktionen ein Muster für den Verwen­

dungsnachweis vorzugeben. Damit kann ein einheitliches Verfahren gewährleistet 
und die Prüfung erleichtert werden Die Stadt Wilhelmshaven erklärte, sie wolle ei­

nen solchen Musterverwendungsnachweis erstellen.

Tz. 102 Das Muster der Stadt Göttingen für den Verwendungsnachweis halte ich für ein 

gutes Beispiel.113 Die Stadt Lingen (Ems) teilte hierzu mit, dass sie einen entspre­

chenden Vordruck in Orientierung an der Anlage zu den Richtlinien der Stadt Göt­

tingen entwickeln und den Fraktionen zur Verfügung stellen werde.

Tz. 103 Fünf Städte regelten die Vorlage von Belegen. Die Hansestadt Lüneburg be­

stimmte in ihrer Richtlinie, dass dem Verwendungsnachweis alle Originalbelege 

- chronologisch geordnet - beizufügen sind. Die Städte Celle und Salzgitter be­

hielten sich die Vorlage von Belegen in ihren Richtlinien vor. Die Richtlinie der 

Stadt Lingen (Ems) zu Fraktionszuwendungen sah vor, dass die Belege bei den 

Fraktionen eingesehen werden können. Die Stadt Göttingen wies in ihrer Richtlinie 

darauf hin, dass Verwendungsnachweis und Rechnungsbelege der Prüfung durch 

das RPA, ggf. einer überörtlichen Prüfung, unterliegen.114

Tz. 104 Aus den vorzulegenden Nachweisen können sich Zweifel an der ordnungsgemä­

ßen Verwendung der Haushaltsmittel ergeben. Um die Zweifel klären zu können, 

ist ggf. die Vorlage von Belegen erforderlich.

112 Siehe Fußnote 109.
113 Anlage II der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zu den Geschäftsbedürfnissen der Fraktionen 

und Gruppen des Rates der Stadt Göttingen vom 18.08.2017, https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntma- 
chungen/stadtrecht/allgemeine-verwaltung.html (Abruf am 30.04.2020).

114 Nähere Angaben zu Richtlinien in Abschnitt 3.3.1.3.

https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntma-chungen/stadtrecht/allgemeine-verwaltung.html
https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntma-chungen/stadtrecht/allgemeine-verwaltung.html
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Tz. 105 Ich empfehle ausdrücklich zu regeln, dass die Vorlage von Belegen Vorbehalten 
bleibt, damit sich die Fraktionen daraufeinsteilen können.

3.3.4 Regelung der Prüfung

Tz. 106 Die Stadt Salzgitter bestimmte in ihrer Richtlinie die mittelbewirtschaftende Stelle 

als zuständig für die Kontrolle der ordnungsgemäßen Verwendung der Fraktions­

zuwendungen. Drei Städte regelten eine Prüfung der Verwendungsnachweise 

durch das örtliche RPA: Die Flansestadt Lüneburg bestimmte in ihrer Richtlinie 

eine jährliche Prüfung durch das RPA; nach der Satzung der Stadt Hildesheim er­

folgte die Prüfung durch das RPA; gemäß Richtlinie der Stadt Göttingen unterlag 

die Prüfung der Verwendungsnachweise dem RPA und ggf. einer überörtlichen 

Prüfung.115 Laut Beschluss des Verwaltungsausschusses der Landeshauptstadt 

Hannover vom 31.10.1996 waren die Fraktionen verpflichtet, dem RPA einen Be­

richt über die sachgerechte Mittelverwendung vorzulegen. Die übrigen fünf Städte 

verfügten über keine entsprechenden Regelungen. Die Stadt Göttingen erklärte in 
ihrer Stellungnahme, dass zukünftig (ab Prüfung 2019) die Nachweis- und Ver­

wendungsprüfung durch die mittelbewirtschaftende Stelle (Referat des Oberbür­

germeisters) erfolge.

Tz. 107 Bei einzelnen Städten führte die fehlende Vorgabe der Zuständigkeit dazu, dass 

die Verwendungsnachweise nicht geprüft wurden (siehe Abschnitt 3.4.3).

Tz. 108 Die von der Verwaltung im Haushaltsjahr ausgezahlten Fraktionszuwendungen 

stehen unter dem Vorbehalt des Nachweises der zweckentsprechenden Verwen­

dung in einfacher Form. Für die Entgegennahme und Prüfung ist regelmäßig die 

Stelle zuständig, welche die Zuwendungen auszahlt und ggf. zurückfordert (vgl.

§ 42 Abs. 3 KomHKVO).116 Unabhängig davon unterliegen die Haushaltsmittel der 

Prüfung durch das örtliche RPA (§ 155 NKomVG).

Tz. 109 Prüfungen sind erforderlich, um festzustellen, ob die Fraktionen die Mittel zweck­

entsprechend und sparsam verwendeten. Sie sind Grundlage für die Entscheidung 

der mittelbewirtschaftenden Stellen, in welcher Höhe nicht verausgabte bzw. nicht 

zweckentsprechend verwendete Mittel zu erstatten sind.

115 Nähere Angaben zu Satzungen und Richtlinien in Abschnitt 3.3.1.1 bzw. 3.3.1.3.
116 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 125.
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Tz, 110 Die Prüfpflicht der Hauptverwaltungsbeamtin/des Hauptverwaltungsbeamten 

stellte das Ml in Ziffer 3 der Neufassung des Runderlasses „Zuwendungen an 

Fraktionen und Gruppen in Vertretungen kommunaler Körperschaften“ vom 
24.08.2020 klar. Ich empfehle, entsprechend zu verfahren.

3.3.5 Regelung zur Übertragung von Mitteln

Tz. 111 Vier Städte regelten die Übertragung von Fraktionszuwendungen in das Folgejahr:

■ Nach der Richtlinie der Hansestadt Lüneburg waren Fraktionszuwen­

dungen grundsätzlich nicht übertragbar. Ausnahmen konnten unter be­

stimmten Bedingungen zugelassen werden. Solche Anträge gab es in 

den Prüfungsjahren nicht.

■ Die Landeshauptstadt Hannover ließ auf Grundlage eines Bespre­

chungsergebnisses ihrer Geschäftsordnungskommission vom 

07.05.1992 Anträge auf Sonderbedarf zu. In den Prüfungsjahren ent­

sprach sie allen Anträgen, Mittel im Folgejahr verwenden zu können.

■ Nach der Richtlinie der Stadt Lingen (Ems) war es grundsätzlich mög­

lich, Fraktionszuwendungen für investive Maßnahmen zu übertragen. 

Der Verwaltungsausschuss erhob in seiner Sitzung am 20.02.2018 

keine Einwände, nicht verbrauchte Mittel auch für andere, konkret zu 

benennende Maßnahmen zu übertragen. Die Stadt erklärte in ihrer Stel­

lungnahme, dass eine Übertragung der Mittel seit meiner Prüfung bzw. 

seit der Bearbeitung der Fraktionszuwendungen für das Jahr 2020 nicht 

mehr erfolge.

Tz. 112 Laut Richtlinie des Rats der Stadt Göttingen konnte ein Restbetrag nicht ver­

brauchter Mittel von maximal 3.000 € innerhalb einer Wahlperiode in das folgende 

Jahr übertragen werden. Davon wurde regelmäßig Gebrauch gemacht.117 Die 

Stadt teilte mit, dass die bisherige Regelung der „Richtlinie“, 3.000 € in das Folge­
jahr übertragen zu dürfen, zurückgenommen werde. Zukünftig sollen wieder alle 

nicht verbrauchten Restmittel in voller Höhe zurückgefordert werden. Die Richtlinie 

werde geändert. Gemäß Ziffer 3 des Runderlasses des Ml aus dem Jahr 1992 

(siehe Abschnitt 3.3.1) hatten die Fraktionen erhaltene Haushaltsmittel, die nicht 

verausgabt worden sind oder für deren zweckentsprechende Verwendung ein

117 Nähere Angaben zu Richtlinien in Abschnitt 3.3.1.3.
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Nachweis nicht geführt werden kann, zu erstatten. Nicht verbrauchte Fraktionszu­

wendungen standen damit im Folgejahr nicht mehr zur Verfügung. Die Regelun­

gen der Städte entsprachen damit nicht der seinerzeitigen Rechtslage.

Die Neufassung des Runderlasses des Ml „Zuwendungen an Fraktionen und 

Gruppen in Vertretungen kommunaler Körperschaften“ vom 17.08.2020 regelt nun­

mehr, dass sich die Übertragbarkeit von Mitteln der Fraktionen und Gruppen haus­

haltsrechtlich nach § 20 KomFIKVO richtet. Die Übertragung der Mittel kann dabei 

nur innerhalb der jeweiligen Wahlperiode erfolgen.

Für die Fraktionszuwendungen bedeutet dies, dass nicht verbrauchte Mittel, die 

bereits durch Bestellungen oder Aufträge gebunden sind, im Folgejahr118 zur Ver­

fügung stehen. In diesen Fällen sind der Grund und die erforderliche Flöhe für die 

Übertragung dargelegt.

Die Vertretung ist nach Ziffer 3 des Runderlasses zuständig für die Geltendma­
chung des öffentlich-rechtlichen Rückzahlungsanspruchs im Falle nicht verwende­

ter (...) Mittel. Sie ist daher gehalten, entweder jährlich über die Übertragung zu 

entscheiden oder eine allgemeingültige Richtlinie zu erlassen, aus denen die Krite­

rien für eine Übertragungsmöglichkeit hervorgehen.

Ich empfehle daher, die o. a. angesprochenen internen Regelungen entsprechend 

an die neue Rechtslage anzupassen.

3.3.6 Exkurs: Aufwandskonten

Tz. 113 Fünf Städte buchten die Fraktionszuwendungen auf dem Konto 4458 (Erstattun­

gen an übrige Bereiche), eine Stadt auf dem Konto 4318 (Zuschüsse an übrige 

Bereiche). Die Städte Cuxhaven, Flildesheim, Lingen (Ems) und Salzgitter ver­

wandten das Buchungskonto 4431 (Geschäftsaufwendungen).

Tz. 114 Nach den jährlich bekannt gegebenen „Verbindliche(n) Zuordnungsvorschriften 

und Hinweise(n) zum niedersächsischen Kontenrahmen“ fallen unter das Konto

118 ln Wahljahren nur bis zum Ende der Wahlperiode.
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4431 auch die „Geschäftsführungskosten der Fraktionen“. Dies ist seit der Bezugs­

bekanntmachung vom 17.08.2009 in den Zuordnungsvorschriften ab dem Haus­

haltsjahr 2010 klargestellt.119

Tz. 115 Die Städte buchten überwiegend nicht auf dem korrekten Aufwandskonto. Ich

weise deshalb darauf hin, dass das Aufwandskonto 4431 zu verwenden ist (kor­

respondierendes Auszahlungskonto: 7431). Die Städte Göttingen und Wilhelms­

haven erklärten in ihren Stellungnahmen, dass sie das Aufwandskonto ändern 

werden.

3.4 Nachweis und Prüfung der Verwendung

3.4.1 Verwendungsnachweise

Tz. 116 Allen geprüften Städten lagen Verwendungsnachweise zu den gewährten Frakti­

onszuwendungen vor. Diese unterschieden sich deutlich in der Form und im Um­

fang.

Tz. 117 Die Fraktionen der Stadt Göttingen legten der mittelbewirtschaftenden Stelle über­

wiegend ausführliche Sachberichte zu der Verwendung der Mittel vor. Die teilweise 

von den Fraktionen der Städte Cuxhaven, Wolfsburg und Lingen (Ems) vorgeleg­

ten Sachberichte waren kurz gehalten und enthielten überwiegend keine näheren 

Angaben zur Mittelverwendung. Die als Sachberichte bezeichneten Unterlagen der 

Fraktionen der Stadt Salzgitter enthielten die Erklärung über die bestimmungsge­

mäße Verwendung und einen Verweis auf die Einzelnachweise. Diese stellten 

keine Sachberichte dar. Die von der Stadt Celle in ihren jährlichen Zuwendungsbe­

scheiden geforderte Vorlage eines Sachberichts wurde nicht umgesetzt. Die Frak­

tionen der Landeshauptstadt Hannover legten keine Sachberichte vor, obgleich sie 

sich laut Beschluss des Verwaltungsausschusses verpflichteten, einen Bericht 

über die sachgerechte Mittelverwendung vorzulegen.120 Die Fraktionen der übrigen 

drei Städte legten keine Sachberichte vor.

119 https://www.statistik.niedersachsen.de/themenbereiche/finanzen/kommunale_haushaltssystematik/themenbe- 
reich-finanzen-steuern-personal—kommunale-haushaltssystematik-und-doppik-in-niedersachsen-87725.html 
(Abruf am 25.05.2020).

120 Ziffer 4 der Anlage zur Drucks. Nr. 1153/1996; Beschluss des Verwaltungsausschusses der Landeshauptstadt 
Hannover vom 31.10.1996.

https://www.statistik.niedersachsen.de/themenbereiche/finanzen/kommunale_haushaltssystematik/themenbe-reich-finanzen-steuern-personal%e2%80%94kommunale-haushaltssystematik-und-doppik-in-niedersachsen-87725.html
https://www.statistik.niedersachsen.de/themenbereiche/finanzen/kommunale_haushaltssystematik/themenbe-reich-finanzen-steuern-personal%e2%80%94kommunale-haushaltssystematik-und-doppik-in-niedersachsen-87725.html
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Tz. 118 Die Fraktionen der Städte Göttingen, Lüneburg und Salzgitter legten den von den

Städten per Mustervordruck vorgegebenen zahlenmäßigen Nachweis vor. Bei den

anderen Städten legten die Fraktionen sehr unterschiedliche zahlenmäßige Nach­

weise vor, z. B. Auszüge aus Excel-Dateien oder Protokolle aus Online-Banking-

Programmen.

Tz. 119 Laut der Geschäftsordnung des Rats der Stadt Cuxhaven hatten die Fraktionen

einen Nachweis über die Verwendung der Fraktionszuwendungen gemäß vorge­

gebenen Vordruck zu führen. Diesen verwendeten die Fraktionen nicht.

Tz. 120 Bei vier Städten121 gaben einzelne Fraktionen keine Versicherung über die bestim­

mungsgemäße Verwendung ab. Die Stadt Wolfsburg forderte die Versicherung

aufgrund einer Prüfbemerkung des RPA nach.

Tz. 121 Mehrfach stellte ich fest, dass die Verwendungsnachweise und die Versicherung

nicht oder nicht von den verantwortlichen Personen unterschrieben waren.

Tz. 122 Die genannten Runderlasse enthalten Aussagen dazu, wie ein Nachweis über die

zweckentsprechende Verwendung der Fraktionszuwendungen zu führen ist (siehe

Abschnitt 3.3.3). Diesen Vorgaben entsprachen die von mir vor Ort geprüften Ver­

wendungsnachweise vielfach nicht.

Tz. 123 Ich empfehle, die Fraktionen auf die Erlasslage hinzuweisen und auf eine Vorlage
vollständiger und ordnungsgemäß unterschriebener Verwendungsnachweise hin­

zuwirken.

3.4.2 Vorlagefristen

Tz. 124 Acht Städte122 regelten, dass die Fraktionen ihre Verwendungsnachweise bis spä­

testens zum 31.03. des Folgejahres der mittelbewirtschaftenden Stelle vorzulegen

haben. Die Städte Hildesheim und Salzgitter forderten eine Vorlage bis zum 28.02.

des Folgejahres.

Tz. 125 Von 134 Verwendungsnachweisen in zwei Berichtsjahren legten die Fraktionen

35 Verwendungsnachweise verspätet vor. Bei den Städten Hildesheim, Lüneburg

121 Cuxhaven, Hildesheim, Lingen (Ems) und Wilhelmshaven.
122 Celle, Cuxhaven, Göttingen, Hannover, Lingen (Ems), Lüneburg. Wilhelmshaven und Wolfsburg.
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und Wilhelmshaven übergaben einige Fraktionen ihre Verwendungsnachweise aus 

den Jahren 2017 und 2018 erst im Laufe meiner örtlichen Erhebungen an die mit­

telbewirtschaftende Stelle. Bei der Stadt Celle legten alle Fraktionen ihre Verwen­

dungsnachweise innerhalb der gesetzten Frist vor.

Tz. 126 Nach den genannten Runderlassen ist die zweckentsprechende Verwendung von 

Fraktionszuwendungen innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Flaushaltsjah- 

res nachzuweisen. Diese Vorgabe wurde nur bei einer von zehn geprüften Städten 

von allen Faktionen eingehalten.

Tz. 127 Ich empfehle, auf die fristgerechte Vorlage vollständiger Verwendungsnachweise 

hinzuwirken.

3.4.3 Prüfung der Verwendungsnachweise

Tz. 128 Die mittelbewirtschaftenden Stellen von sechs Städten123 prüften die Verwen­

dungsnachweise. Die Städte Celle, Lingen (Ems), Lüneburg und Wolfsburg legten 

die von ihnen geprüften Verwendungsnachweise jährlich auch dem RPA vor. Bei 

der Stadt Göttingen prüfte ausschließlich das RPA die ordnungsgemäße Verwen­

dung der Mittel.

Tz. 129 Bei den Städten Hannover, Hildesheim und Wilhelmshaven prüften weder die mit­

telbewirtschaftende Stelle noch das RPA die Verwendungsnachweise:

• Die Stadt Hildesheim legte in § 5 Abs. 2 ihrer Satzung über die Finanzierung der 

Arbeit der Fraktionen und Gruppen des Rats fest, dass die Prüfung durch das 

RPA der Stadt erfolgt. Das RPA erfüllte diesen Prüfauftrag nicht, da es dem 

RPA nicht bewusst gewesen sei, dass es nach der Satzung für die Prüfung der 

Verwendungsnachweise zuständig sei. Das RPA schätzte den Risikofaktor als 

gering ein, so dass auch aus Zeit- und Personalgründen darauf verzichtet wor­

den sei.

• Mit einem Beschluss aus dem Jahr 1996 verpflichteten sich die Fraktionen der 

Landeshauptstadt Hannover, dem RPA einen Bericht über die sachgerechte 

Mittelverwendung vorzulegen. In seinem Prüfbericht aus dem Jahr 1999 weist

123 Celle, Cuxhaven, Lingen (Ems), Lüneburg, Salzgitter und Wolfsburg.
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das RPA auf die Prüfpflicht der mittelbewirtschaftenden Stelle hin.124 Die Lan­

deshauptstadt teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die Prüfungen der Mittel 

zukünftig vom Büro des Oberbürgermeisters vorgenommen werden solle.

• Die Stadt Wilhelmshaven regelte hierzu nichts.

Tz. 130 In Ziffer 2 des Runderlasses vom 12.02.1992 wies das Ml darauf hin, dass die

Zahlung an Fraktionen zur Abgeltung des notwendigen sächlichen und personellen 

Aufwands im Rahmen der Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln erfolgt. Es waren 

die allgemeinen haushalts- und kassenrechtlichen Bestimmungen einschließlich 

der Prüfungsvorschriften auch bei diesen Haushaltsmitteln zu beachten. Insoweit 

oblag der mittelbewirtschaftenden Stelle die Prüfung, ob die Mittel zweckentspre­

chend verwendet wurden. Diese Zuständigkeit hat das Ml in Ziffer 3 des Runder­

lasses vom 24.08.2020 konkretisiert, indem es die Prüfung nunmehr der Hauptver­

waltungsbeamtin bzw. dem Hauptverwaltungsbeamten zuweist.

Tz. 131 Ich empfehle, die jährliche Prüfung der Verwendungsnachweise durch die mittel­

bewirtschaftende Stelle durchführen zu lassen. Ergänzend verweise ich auf meine 

Ausführungen und Empfehlungen unter Abschnitt 3.3.4. Die Landeshauptstadt 

Hannover teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass eine Prüfung der zahlenmäßigen 
Nachweise der Fraktionen jährlich durch die Landeshauptstadt Hannover erfolge. 

Eine Belegprüfung fände nicht statt. Die Sachberichte seien laut Beschluss des 

Verwaltungsausschusses dem Rechnungsprüfungsamt vorzulegen. Eine jährliche 

Prüfung der zahlenmäßigen Nachweise war aus den mir vorgelegten Unterlagen 

nicht ersichtlich. Unklarheiten bezüglich der internen Zuständigkeit für die jährliche 

Prüfung sind aufgrund der zwischenzeitlichen Konkretisierung der Prüfpflicht der 

mittelbewirtschaftenden Stelle durch den o. g. Runderlass des Ml geklärt. Die Lan­

deshauptstadt teilte weiter mit, dass den Fraktionen/Gruppen ein einheitlicher Ab­

rechnungsvordruck sowie eine Richtlinie, basierend auf den Empfehlungen des Ar­

beitskreises Fraktionszuwendungen der hessischen Revisionsämter für die bestim­

mungsgemäße Verwendung von Fraktionszuwendungen, zur Verfügung gestellt 

werde. Dies begrüße ich.

124 Ziffer 4 der Anlage zur Drucks. Nr. 1153/1996; Beschluss des Verwaltungsausschusses der Landeshauptstadt 
Hannover vom 31.10.1996; Ziff. 5.0 des Prüfberichts des RPA der Landeshauptstadt Hannover vom 
01.03.1999.
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3.4.4

Tz. 132

Tz. 133

Tz. 134

Tz. 135

Tz. 136

Prüfung der Belege

Die Städte Celle, Lüneburg und Salzgitter sowie das RPA der Stadt Göttingen 

prüften Belege zu den zahlenmäßigen Nachweisen vollständig oder als Stich­

probe. Teilweise legten die Fraktionen die Belege zusammen mit den Verwen­

dungsnachweisen vor oder die Städte forderten Belege bei Bedarf an. Darüber 

hinaus legte die Hansestadt Lüneburg eine Aufbewahrungsfrist für Belege fest.

Die Stadt Wilhelmshaven forderte die Belege von den Fraktionen im Rahmen mei­

ner Prüfung an. Fünf Fraktionen legten keine Belege vor. Drei von diesen teilten 

schriftlich mit, dass sie die Belege zur Mittelverwendung nicht vorlegen könnten. 

Deren Aufbewahrung sei seitens der Stadt nicht vorgegeben. Eine dieser Fraktio­

nen erklärte im vorgelegten Verwendungsnachweis in einfacher Form einen Cent 

genauen Verbrauch der Fraktionszuwendungen. Belegen konnte die Fraktion die­

sen Betrag nicht.

Bei meinen Belegprüfungen (siehe Abschnitt 3.5) stellte ich beispielsweise fest, 

dass eine Fraktion Ausgaben für die Weihnachtsfeier ihrer Fraktionsgeschäfts­

stelle im Verwendungsnachweis als „allgemeine Geschäftsausgaben“ angegeben 

hatte. In einem anderen Fall beschafften Fraktionen Tablets aus Fraktionsmitteln. 
Ob dies zulässig für die Fraktionsgeschäftsführung oder unzulässig für Fraktions­

mitglieder erfolgte, konnte ich nur anhand der Belege, nicht aber anhand der ver­

einfachten Verwendungsnachweise klären.

Gemäß § 57 Abs. 3 NKomVG ist die Verwendung der Zuwendung in einfacher 

Form nachzuweisen. Was der Gesetzgeber unter „einfacher Form“ versteht, lässt 

er offen. Ob die Mittel zweckentsprechend verwendet wurden, kann nur sachge­

recht kontrolliert werden, wenn alle Einnahmen und Ausgaben nachgewiesen und 

belegt werden. Dieser Vorgabe können die Fraktionen nur nachkommen, wenn sie 

die Belege aufbewahren.

Ich empfehle, die Aufbewahrung der Belege (evtl, digital) und entsprechende Auf­

bewahrungsfristen zu regeln. Die Fristen sollten sich an der Dauer der Wahlperi­

ode und anschließend notwendiger Prüfungszeiträume orientieren. Dies stellt 

sicher, dass durch eine Belegprüfung eine ggf. nicht zweckentsprechende Verwen­

dung der Mittel festgestellt werden kann und diese Mittel entsprechend zurückge­

fordert oder verrechnet werden können. Nach Ziffer 3 des Runderlasses des Ml 

vom 17.08.2020 haben die Kommunen sich, dem Rechnungsprüfungsamt und
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dem LRH (überörtliche Kommunalprüfung) das Recht einräumen zu lassen, im 

Rahmen der jeweiligen Zuständigkeiten Einsicht in die begründenden Belege zu 

verlangen. Die Stadt Lingen teilte hierzu mit, dass alle Belege für die Dauer der 

Wahlperiode zur Einsichtnahme aufzubewahren und bei entsprechender Anforde­

rung zur Verfügung zu stellen seien. Die Stadt Göttingen teilte mit, sie werde die 

Aufbewahrungsfrist in die Richtlinie aufnehmen. Ebenso teilte die Stadt Wilhelms­

haven mit, dass die Vorlage von Belegen geregelt werden solle, um die Prüfung zu 

erleichtern.

3.4.5 Rückforderung nicht verausgabter Mittel

Tz. 137 Die Stadt Göttingen forderte die nicht verausgabten Mittel zurück, soweit diese 

über 3.000 € lagen. Die Stadt Hildesheim forderte in einigen Fällen einen „ange­

messenen Anteil“ der nicht verausgabten Mittel zurück, ohne dass sie hierfür eine 

nachvollziehbare Berechnung vorlegen konnte. Von einer Fraktion forderte sie im 

Jahr 2017 einen Betrag über 5.000 € (von rd. 7.450 €) und von einer anderen im 

Jahr 2018 einen Betrag über 6.000 € (von rd. 8.900 €) zurück. Die Landeshaupt­

stadt Hannover verrechnete die nicht verausgabten Mittel im dritten Quartal des 

Folgejahres, soweit sie nicht Anträgen auf Sonderbedarf stattgab.

Tz. 138 Bei den Städten Cuxhaven und Wilhelmshaven verbrauchten die Fraktionen in je­

dem Jahr alle Zuwendungen.

Tz. 139 Während bei der Stadt Salzgitter die Rückforderungen aus dieser Wahlperiode 

aufgrund eines Personalwechsels noch ausstanden, forderten die übrigen vier 

Städte125 diese zeitnah und vollständig zurück.

Tz. 140 Nach dem einschlägigen Runderlass waren die Mittel, die nicht verausgabt worden 

sind, von der Fraktion zurückzuerstatten (siehe Abschnitt 3.3.5). Aufgrund der 

Neufassung des Runderlasses ist eine „Übertragung“ nunmehr unter den unter Ab­

schnitt 3.3.5 genannten Voraussetzungen zulässig.

Tz. 141 Nicht verausgabte und nicht durch Aufträge oder Bestellungen gebunden Mittel

sind von den Fraktionen zurückzufordern oder von den Städten mit künftigen Zah­

lungen zu verrechnen.

125 Celle, Lingen (Ems), Lüneburg und Wolfsburg.
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3.4.6 Rückforderung nicht zweckentsprechend verwendeter Mitteln

Tz. 142 Sechs Städte126 stellten nicht zweckentsprechend verwendete Mittel fest und for­

derten diese von den Fraktionen zurück. Bei der Stadt Salzgitter standen auch 

diese Rückforderungen aufgrund des o. g. Personalwechsels noch aus. Die Städte 

Hannover und Wilhelmshaven prüften keine Verwendungsnachweise und keine 

Belege. Sie konnten daher auch keine zweckwidrig verwendeten Mittel feststellen, 

die sie ggf. hätten zurückfordern müssen. Die Stadt Cuxhaven stellte keine zweck­

widrig verwendeten Mittel fest.

Tz. 143 Das RPA der Stadt Göttingen merkte in einer Stellungnahme zu Aufwendungen 

einer Fraktionsklausur an, dass „Reisen grundsätzlich zulässig sind, wenn sie der 
unmittelbaren Erfüllung kommunalverfassungsrechtlicher Aufgaben der Ratsfrakti­

onen dienen. Auf dessen Bezug ist zukünftig verstärkt zu achten“. Das RPA bezog 

sich hierbei auf zweitägige „Informationsreisen“ einer Fraktion, deren Programm 

überwiegend aus Stadtführungen und sonstigen kulturellen Tagesordnungspunk­

ten und nur zu einem sehr geringen Anteil aus Fraktionsarbeit bestand. Dennoch 

stellte das RPA die ordnungsgemäße Verwendung der Zuwendungen fest. Zu 

Rückforderungen kam es nicht.

Tz. 144 Zuwendungen dürfen nur zu den „sächlichen und personellen Aufwendungen für 

den Geschäftsbedarf einschließlich der Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen in An­

gelegenheiten der Kommune gewährt und verwendet werden.127 Beim Einsatz der 

Mittel haben Fraktionen wie jede sonstige Verwaltungseinheit die Grundsätze der 

Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zu beachten.128

Tz. 145 Sofern das RPA oder die mittelbewirtschaftende Stelle von einer nicht zweckent­

sprechenden Verwendung ausgeht, hat sie dies mit den notwendigen Konsequen­

zen festzustellen und die Mittel entsprechend zurückzufordern. Auch nach dem 

einschlägigen Runderlass sind die Mittel, für deren zweckentsprechende Verwen­

dung kein Nachweis geführt werden kann, von der Fraktion zurückzuerstatten. Für 

nicht bestimmungsgemäß verwendete Sachleistungen gilt Entsprechendes. Nicht

126 Celle, Hildesheim, Lingen (Ems), Lüneburg, Salzgitter und Wolfsburg.
127 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05,07.2012, 8 C 22/11.
128 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 91.
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zweckentsprechend verwendete Mittel sind von den Fraktionen zu erstatten oder 

die Stadt verrechnet sie mit künftigen Zahlungen.

3.4.7 Übertragung von Mitteln

Tz. 146 Die Stadt Göttingen verzichtet jährlich auf die Rückforderung von nicht verbrauch­

ten Fraktionszuwendungen von bis zu 3.000 € je Fraktion und übertrug dies in das 

neue Jahr, wenn die Fraktionen die Erforderlichkeit hierzu im Verwendungsnach­

weis (Sachbericht) begründeten. Für den Abrechnungszeitraum November und 

Dezember 2016/2017 entschied der Oberbürgermeister, dass die Fraktionen nicht 

verbrauchte Mittel einmalig in voller Flöhe (insgesamt rd. 50.000 €) in das neue 

Jahr übertragen konnten. Obwohl die Richtlinie der Stadt Göttingen begründete 

Anträge vorsieht, verzichtete die Stadt für den Abrechnungszeitraum 2018 ohne 

begründete Anträge der Fraktionen auf die Erstattung nicht verausgabter Mittel 

von insgesamt rd. 8.500 €. Die Stadt erläuterte in ihrer Stellungnahme, die Gründe 

für ihr Vorgehen. Zukünftig solle entsprechend dieser Prüfbemerkung von Übertra­

gungen abgesehen werden.

Tz. 147 Die Stadt Flildesheim verzichtete trotz der Rückforderungen in den Jahren 2017 

und 2018 (siehe Abschnitt 3.4.5) immer noch auf die Erstattung von rd. 28.100 €. 

Sie übertrug diese in das neue Jahr, ohne dass die Fraktionen hierfür begründete 

Anträge stellen mussten.

Tz. 148 Die Landeshauptstadt Hannover gab allen Anträgen der Fraktionen auf „Übertra­

gung nicht verausgabter Mittel als Sonderbedarfe“ statt. Sie forderte die Fraktionen 

auf, die besondere Verwendung bei der nächsten Abrechnung getrennt auszuwei­

sen. Die Umsetzung und den tatsächlichen Verbrauch als Sonderbedarf prüfte die 

Landeshauptstadt nicht.

Tz. 149 Der von den Fraktionen tatsächlich benötigte Bedarf stellt die Obergrenze der

Fraktionszuwendungen dar.129 Fraktionen dürfen allenfalls so viele Mittel erhalten, 

wie zur sachgerechten Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich 

sind.130 Der Verwendungszeitraum entspricht regelmäßig dem Haushaltsjahr der 

Kommune. Die Fraktionszuwendungen werden in der Regel auf ein Jahr bezogen

129 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009 - 10 ME 17/09.
130 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 78.
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gewährt, da die Zahlung der Fraktionszuwendungen regelmäßig von der jährlichen 

Bewilligung im Haushaltsplan abhängt.131 Ein Verzicht auf Erstattung nicht veraus­

gabter Mittel und deren Übertragung in das nächste Jahr stellt eine Zuwendung 

über den Bedarf der Fraktionen hinaus dar, sofern diese nicht durch Bestellungen 

und/oder Aufträge gebunden sind (siehe Abschnitte 3.3.5 und 3.4.5).

Tz. 150 Die für das abgelaufene Haushaltsjahr von den Fraktionen nicht verausgabten und 

nicht durch Bestellungen/Aufträge gebundenen Mittel sollten zeitnah zurückgefor­

dert oder mit den Zahlungen für das laufende Haushaltsjahr verrechnet werden.

Ich verweise auf meine Ausführungen und Empfehlungen unter den Abschnitten
3.3.2 und 3.3.5.

3.4.8 Verzicht auf Rückforderung nach Ablauf der Wahlperiode

Tz. 151 Die Fraktionen der Stadt Salzgitter legten mit Ablauf der Wahlperiode zum

31.10.2016 Verwendungsnachweise vor. Die nicht verausgabten Mittel (insgesamt 

rd. 9.000 €) trugen die neuen Fraktionen gleicher Parteizugehörigkeit in ihren zah­

lenmäßigen Nachweisen 2016/2017 vor. Die Stadt stimmte dieser Vorgehens­

weise zu und verzichtete damit auf die Rückforderung der nicht verausgabten Mit­

tel aus der abgelaufenen Wahlperiode. Eine als Fraktion bezeichnete Gruppe, die 

aus Mitgliedern zweier Parteien bestand, löste sich mit Ablauf der Wahlperiode 

zum 31.10.2016 auf. In der neuen Wahlperiode bildeten die Parteien zwei eigen­

ständige Fraktionen. Die nicht verausgabten Mittel der Gruppe überließ die Stadt 

der größeren Fraktion.

Tz. 152 Die Stadt Salzgitter regelte in ihrer Richtlinie zur Gewährung von Fraktionszuwen­

dungen, dass eine Fraktion über die Dauer der Wahlperiode hinaus als fortbeste­

hend betrachtet werden kann, sofern sie sich in der folgenden Wahlperiode neu 

bildet.

Tz. 153 Die Fraktionen der abgelaufenen Wahlperiode der Stadt Hildesheim rechneten mit 

Ablauf der Wahlperiode zum 31.10.2016 die Fraktionszuwendungen nicht mit der 

Stadt ab. Die sich neu gebildete Fraktion gleicher Parteizugehörigkeit legten je­

weils Verwendungsnachweise für das ganze Jahr 2016 vor. Insgesamt verzichtete 

die Stadt hierdurch auf die Erstattung von rd. 13.500 € Fraktionszuwendungen. Die

131 Vgl. VGH Kassel, Beschluss vom 21.11.1997 - 8 TG 3806/97; OVG Münster, Beschluss vom 27.07.2007 - 15 
A 931/07.
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Stadt teilte hierzu mit, dass sie die „Fraktionskosten“ zukünftig zum Ende der 

Wahlperiode abrechnen werde.

Tz. 154 Durch die im Abschnitt 3.4.7 beschriebene Praxis zum Verzicht auf Rückzahlung 

nicht verbrauchter Mittel sammelten die Fraktionen bei der Landeshauptstadt Han­

nover in Vorjahren zum Teil erhebliche Rücklagen an. Diese forderte die Landes­

hauptstadt am Ende der Wahlperiode 2016 nicht zurück. Die „Nachfolgefraktionen“ 

der politischen Gruppierung konnten weiter über diese Mittel verfügen. In der 

Spitze konnte eine Fraktion rd. 40.000 € nicht verbrauchter Fraktionszuwendungen 

ihrer „Vorgängerfraktion“ in die neue Wahlperiode übernehmen und verbrauchen. 

Die Landeshauptstadt Hannover teilte mit, dass die Übertragung von nicht ver­

brauchten Mitteln den Fraktionen/Gruppen auf Antrag bei Anerkennung eines Son­

derbedarfs gewährt werde. Die Prüfungsmitteilung werde zum Anlass genommen, 

nicht verbrauchte Mitte zum Ende der Wahlperiode zurückzufordern. Ein entspre­

chendes Anschreiben an die Fraktionen/Gruppe sei in Vorbereitung.

Tz. 155 Für Kommunalfraktionen gibt es im Gegensatz zu Parlamentsfraktionen keine ge­

setzliche Regelung über die Rechtsnachfolge bzw. einen Vermögensübergang.132 

Eine Rechtsnachfolge findet auch dann nicht statt, wenn sich eine Fraktion glei­

chen Namens in der nächsten Wahlperiode neu konstituiert.133 Nicht verbrauchte 

Mittel aus Fraktionszuwendungen können folglich nicht am Ende einer Wahlperi­

ode auf eine „Nachfolgefraktion“ übertragen werden. Entsprechend sieht auch der 

neu gefasste Erlass134 eine „Übertragung“ nur innerhalb der jeweiligen Wahlperi­

ode vor. Die nicht verausgabten Mittel aus der abgelaufenen Wahlperiode hätten 

zurückgezahlt werden müssen.

Tz. 156 Die Fraktionszuwendungen sind nach Ablauf einer Wahlperiode umgehend abzu­

rechnen.

3.4.9 Prüfung der tarifgerechten Eingruppierung

Tz. 157 Keine der Städte dokumentierte eine Prüfung der tarifgerechten Eingruppierung 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen. Bei den Städten Wolfsburg

132 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 25.

133 Vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 09.06.2009, 10 ME 17/09; OVG Lüneburg, Beschluss vom 17.01.2002 - 
10 LA 1407/01.

134 RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57 - Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen 
kommunaler Körperschaften.
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und Hannover legten die Fraktionen der jeweiligen Stadt die Arbeitsverträge vor, 

da die Städte die Abrechnung der Bezüge als Dienstleistung übernahmen. Die 

Städte prüften die tarifgerechte Eingruppierung jedoch nicht.

Tz. 158 Gemäß dem genannten Runderlass vom 12.02.1992 waren bei Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern die Art der Tätigkeit, die regelmäßige Wochenarbeitszeit, Alter 

und Familienstand im Verwendungsnachweis anzugeben. Diese Angaben waren 

zur Zeit der Veröffentlichung des genannten Runderlasses für die tarifvertragliche 

Eingruppierung der Beschäftigten notwendig. Mit Erlass vom 24.08.2020 hat das 

Ml festgelegt, dass mindestens die Art der Tätigkeit und die regelmäßige Wochen­

arbeitszeit anzugeben sind.

Tz. 159 Für die tarifgerechte Eingruppierung in den TVöD (VKA) ist neben der Art der Be­

schäftigung auch die Qualifikation der Beschäftigten der Fraktionen maßgeblich 

und daher anzugeben. Nur so kann dem Besserstellungsverbot Rechnung getra­

gen werden (siehe Abschnitt 3.2.4.3).

Tz. 160 Ich empfehle, eine Prüfung der tarifgerechten Eingruppierung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Fraktionen vorzunehmen und Zuwendungen im Falle von Ver­

stößen gegen das Besserstellungsverbot zurückzufordern. Die Stadt Hildesheim 

beabsichtigt It. ihrer Stellungnahme, intern zu besprechen, wie sie zukünftig mit 

der tarifgerechten Bezahlung umgehen werde und die Voraussetzungen prüfen 

könne. Die Stadt Göttingen teilte mit, dass eine entsprechende Prüfung zukünftig 

erfolgen müsse.

3.5 Mittelverwendung durch die Fraktionen

3.5.1 Vorbemerkungen

Tz. 161 Die zur Prüfung vorgelegten vereinfachten Verwendungsnachweise der Fraktionen 

gaben - unabhängig von Art, Umfang und Informationstiefe - keine Auskünfte dar­

über, ob die Fraktionen ihre Zuwendungen im Einzelnen tatsächlich zweckentspre­

chend verwendet hatten.

Tz. 162 Eine sachgerechte Kontrolle der zweckentsprechenden Verwendung von Frakti­

onszuwendungen kann nur erfolgen, wenn Einnahmen und Ausgaben durch die 

Fraktionen belegt werden können (siehe Abschnitt 3.4.4). Zur Feststellung, ob und
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in welchem Umfang Fraktionen ihre Zuwendungsmittel nicht zweckentsprechend 

verwendeten, sind entsprechende Prüfungen dieser Belege durch die mittelbewirt­

schaftende Stelle oder das RPA unerlässlich. Da nicht alle geprüften Städte solche 

Belegprüfungen regelmäßig durchführten, nahm ich eigene Belegprüfungen vor. 

Mangels Vorgaben zur Verwendung von Fraktionszuwendungen in Niedersachsen 

lehnte ich diese an die Empfehlungen für die bestimmungsgemäße Verwendung 

von Fraktionszuwendungen des Arbeitskreises Fraktionszuwendungen der hessi­

schen Revisionsämter135 an. Inzwischen enthält auch der überarbeitete Runder­

lass des Ml136 Flinweise für eine bestimmungemäße Verwendung.

Tz. 163 Eine vollständige Prüfung der Belege nahm ich in den Fällen vor, in denen im Prü­

fungszeitraum keine Belegprüfungen seitens der jeweiligen Stadt - weder durch 

die mittelbewirtschaftende Stelle, noch durch das RPA - erfolgt waren. Wo eine 

solche Prüfung zumindest teilweise erfolgt war, wertete ich die Belege stichpro­

benartig aus. Auf eine erneute Belegprüfung verzichtete ich dort, wo die jeweilige 

Stadt eine vollständige Prüfung einschließlich Belegprüfung vorgenommen hatte. 

Insoweit baute ich meine Prüfung gemäß § 2 Satz 4 NKPG auf den Ergebnissen 

der örtlichen Rechnungsprüfung auf. Eine Belegprüfung erfolgte zum Teil auch in 

den Geschäftsstellen der Fraktionen.

Tz. 164 Die hierzu nachfolgend genannten Beispiele erheben daher keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit. Sie sollen den Städten Bereiche aufzeigen, in denen es aus mei­

ner Sicht zu einer fehlerhaften Verwendung der Zuwendungen kam.

3.5.2 Ausgaben ohne direkten Bezug zur Aufgabe der Fraktion

Tz. 165 In sechs Städten137 zahlte ein Teil der Fraktionen Geschenke an Dritte aus ihren

Fraktionszuwendungen (Blumen-ZBuchpräsente, Warengeschenke, Gutscheine). 

Bei fünf Städten138 spendeten einzelne Fraktionen auch kleinere Geldbeträge an 

soziale Einrichtungen.

Tz. 166 Einige Fraktionen schalteten anlassbezogene Grußanzeigen in örtlichen Tageszei­

tungen oder deren Sonderausgaben (z. B. Weihnachtsgrüße, Grüße zu örtlichen

135 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 
wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).

136 RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57-Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen 
kommunaler Körperschaften.

137 Cuxhaven, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Salzgitter und Wilhelmshaven.
138 Celle, Hannover, Salzgitter, Wilhelmshaven und Wolfsburg.

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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Schützenfesten). Weiterhin erstattete eine Fraktion in Hildesheim ihren Mitgliedern 

Verwarngeldern bei Parkverstößen. Bei der Landeshauptstadt Hannover über­

nahm eine Fraktion die Rechtsanwaltskosten für ein Mitglied bei einer gegen die 

Person privat gerichteten Strafanzeige.

Tz. 167 Nach dem genannten Runderlass ist eine Finanzierung der Fraktionsarbeit aus 

kommunalen Haushaltsmitteln nur zulässig, soweit sich diese Arbeit auf kommu­

nale Aufgaben bezieht und dabei ein nachprüfbar notwendiger sächlicher und per­

soneller Aufwand entsteht. Eine Finanzierung von Geschenken, Spenden und 

Grußanzeigen ohne kommunalpolitischen Bezug aus Fraktionszuwendungen nach 

§ 57 Abs. 3 NKomVG halte ich für unzulässig. Die Stadt Göttingen erklärte in ihrer 

Stellungnahme, dass sie entsprechend ihrer Richtlinie nochmals auf die Unverein­

barkeit mit den Fraktionsaufgaben hinweisen und unzulässig verwendete Mittel ab 

dem Abrechnungszeitraum 2020 zurückfordern werde. Die Stadt Lingen erklärte in 

ihrer Stellungnahme, dass sie in der Praxis Abgrenzungsschwierigkeiten sehe, 

wann derartige Aufwendungen einen kommunalpolitischen Bezug hätten und wann 

nicht. Hierzu stellt Ml im Erlass vom 24.08.2020 unter Ziffer 2.3 klar, dass derartige 

gesellschaftliche Repräsentationsaufgaben (Geschenke, Gruß- und Glückwunsch­

karten) grundsätzlich nicht von der Zweckbestimmung der Fraktions-ZGruppenmit- 

tel gedeckt sind, da kein Bezug zur Fraktions-ZGruppenarbeit besteht. Gleiches gilt 

für Spenden.

Tz. 168 Sofern die Fraktionen der Meinung sind, aus einer gesellschaftlichen Verpflichtung 

heraus derartige Kosten tragen zu müssen, sollten sie diese aus sonstigen Ein­

nahmen der Fraktion oder privaten Mitteln der Fraktionsmitglieder bestreiten.

Tz. 169 Ich empfehle, derartige Aufwendungen nicht anzuerkennen und ggf. entspre­

chende Erstattungen einzufordern.

3.5.3 Konkurrierende Ansprüche

Tz. 170 Bei vier Städten139 übernahmen die Fraktionen für ihre Mitglieder Ausgaben für 

persönliche Geschäftskosten undZoderfür persönliche Ausstattungsgegenstände 

außerhalb von Funktionen in der Fraktionsgeschäftsführung. So wurden beispiels­

weise Telefon-ZHandygebühren von Fraktionsvorsitzenden oder Visitenkarten für

139 Celle, Hannover, Lingen (Ems) und Wolfsburg.
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Fraktionsmitglieder aus Fraktionszuwendungen bezahlt, obwohl die Fraktionsmit­
glieder eine persönliche Entschädigung nach § 55 NKomVG erhielten.140 Bei der 

Stadt Lingen (Ems) statteten zwei Fraktionen ihre Fraktionsmitglieder mit Tablets 

aus, obwohl eine entsprechende Richtlinie einen Auslagenersatz und damit eine 
private Beschaffung elektronischer Endgeräte durch die Ratsmitglieder ausdrück­

lich vorsah. Eine Fraktion der Stadt Wolfsburg erweiterte die von der Stadt bereit­

gestellte technische Ausstattung der Fraktionsmitglieder jeweils um optionales Zu­

behör und zahlte dies aus städtischen Fraktionszuwendungen.

Tz. 171 Bei zwei Städten141 zahlten einzelne Fraktionen ihren Mitgliedern Reisekostener­

stattungen, für die dem Grunde nach persönliche Ansprüche unmittelbar gegen­
über der Stadt bestanden. Sie erstatteten des Weiteren Reisekosten, die nach je­

weiliger Aufwandsentschädigungssatzung über eine persönliche Pauschale für die 
Abgeordneten abgedeckt waren.

Tz. 172 Fraktionszuwendungen aus kommunalen Flaushaltsmittel dürfen nach dem ge­

nannten Runderlass kein Ersatz für Aufwendungen sein, die einzelnen Mitgliedern 

der Vertretung entstehen und regelmäßig durch Aufwandsentschädigungen, Sit­

zungsgelder, Auslagenersatz oder Ersatz des Verdienstausfalls abgegolten wer­

den und in Rechtsvorschriften abschließend geregelt sind.142 Dies gilt auch und 

insbesondere, wenn persönliche Aufwendungen der Fraktionsvorsitzenden betrof­

fen sind. Dem erhöhten Aufwand dieser Funktion wird in aller Regel bereits durch 

eine erhöhte Aufwandspauschale nach den jeweiligen Aufwandsentschädigungs­
satzungen Rechnung getragen.143

Tz. 173 Ich empfehle, zukünftig keine Kosten anzuerkennen, die bereits durch persönliche 

Ansprüche der Abgeordneten abgedeckt sind.

3.5.4 Mögliche Parteienfinanzierung

Tz. 174 Bei der Landeshauptstadt Hannover zahlte eine Fraktion im Vorfeld der Bundes­

tagswahl 2017 einen „Einleger Wahlempfehlung“ aus städtischen Fraktionszuwen­

dungen, den sie einem Info-Flyer der Fraktion beifügte und hierüber verteilen ließ.

140 Vgl. Fußnote 12.
141 Hannover und Wolfsburg.
142 So auch im RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57 - Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in 

Vertretungen kommunaler Körperschaften
143 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­

tember 2016, Kommentierung zu § 55 NKomVG, RdNr. 15.
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Eine Fraktion finanzierte regelmäßig Werbeartikel aus städtischen Fraktionszu­

wendungen, die keinen Fraktions- sondern lediglich Parteibezug hatten. Bei den 

Städten Hildesheim und Göttingen zahlten Fraktionen diverse Wahl-Werbeartikel 

aus Fraktionszuwendungen. Die Stadt Göttingen teilte hierzu mit, dass zukünftig 
noch genauer auf die Ausgabengründe geachtet werde und den Fraktionen mitge­

teilt wurde, dass auf den Werbeartikeln der Name der Ratsfraktion erscheinen 

müsse und nicht die Partei.

Tz. 175 Eine Fraktion der Landeshauptstadt Hannover vermietete Teile der ihr von der 

Stadt zur Verfügung gestellten Geschäftsräume, auf die sie nach den Zuwen­

dungsregeln keinen Anspruch hatte, seit dem Jahr 2001 an ihre Parteiorganisa­

tion. Hierfür vereinnahmte Beträge führte sie an die Stadt ab. Die seit Beginn der 

Untervermietung erfolgten Mieterhöhungen legte die Fraktion nicht auf die Unter­

mieterin um und begünstigte damit ihre Parteiorganisation zu Lasten der Stadt.

Tz. 176 Haushaltsmittel dürfen nicht der Finanzierung von Parteien oder Wählergemein­

schaften dienen (z. B. Teilnahme an Parteitagen oder-kongressen, Beteiligung an 

Wahlkampfkosten), da dies als verdeckte Parteienfinanzierung verfassungswidrig 

wäre.144 Laut dem im Prüfungszeitraum geltenden Runderlass galt die Rechtspre­

chung des Bundesverfassungsgerichts auch für den kommunalen Bereich.145 Im 
Runderlass vom 17.08.2020 stellte das Ml nunmehr unter Ziffer 2.3.5 klar, dass 

zwischen der zulässigen Öffentlichkeitsarbeit der Fraktion/Gruppe und der nicht 
zuwendungsfähigen Öffentlichkeitsarbeit einer Partei zu unterscheiden ist. Die ge­

nannten Beispiele unterlagen nach meiner Einschätzung dem genannten Tatbe­

stand sowohl nach alter als auch neuer Erlasslage und könnten damit eine unzu­

lässige Parteienfinanzierung darstellen.

Tz. 177 Ich empfehle, die Verwendung der Fraktionszuwendungen auch mit Blick auf eine 

mögliche Parteienfinanzierung zu überprüfen. Derartige Ausgaben sollten - auch 

in kleinem Rahmen - nicht als zulässige Verwendung städtischer Fraktionszuwen­

dungen anerkannt und ggf. entsprechende Erstattungen eingefordert werden.

3.5.5 Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit

144 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 19.07.1966-2 BvF 1/65.
145 RdErl. des Ml vom 12.02.1992, Az. 34.2-10002 (§ 39 b), Haushaltsmittel für Fraktionen und Gruppen in Vertre­

tungen kommunaler Körperschaften; Prüfung.
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Tz. 178 Fraktionen in mehreren Städten setzten einen Großteil ihrer Zuwendungen für 

fraktionsinterne Veranstaltungen ein. Beispielsweise führten einzelne Fraktionen 

sehr umfangreiche und kostenaufwändige, mehrtägige Fraktionsklausuren durch.

In Einzelfällen überschritt die Anzahl der Teilnehmenden hierbei deutlich die An­

zahl der tatsächlichen Fraktionsmitglieder (und Beschäftigten der Geschäftsstellen, 

soweit vorhanden). Kostentreiber der internen Veranstaltungen waren u. a. die ge­

wählten Tagungsstätten in gehobenen Preisklassen mit entsprechend hohen Be­

wirtungskosten. In der Spitze rechnete beispielsweise eine Fraktion der Landes­

hauptstadt Hannover für eine einzelne Fraktionsklausur einen Betrag von über 

27.000 € ab. Das entsprach einem Anteil von mehr als 50 % ihres Jahres-Sach- 

kostenbudgets. Die Ausgaben der Fraktion überschritten in diesem Jahr die Höhe 

der jährlichen Zuwendung. Der Betrag wurde folglich anteilig aus der Rücklage fi­

nanziert, die die Fraktion unzulässigerweise von ihrer Vorgänger-Fraktion über­

nahm (siehe Abschnitt 3.4.8).

Tz. 179 Auch bei kleineren Beträgen stellte ich fest, dass das Ziel der Ausgabe mit gerin­

geren Mitteln hätte erreicht werden können. In Wilhelmshaven erstattete z. B. eine 

Fraktion ihrem Vorsitzenden für die Nutzung seines PC monatlich einen Betrag 

von 50 €, mithin 600 € im Jahr. Für diesen Betrag hätte jährlich ein für Zwecke der 

Fraktionsarbeit notwendiger Rechner neu angeschafft werden können. Die regel­

mäßige Nutzungsdauer eines solchen Geräts beträgt vier Jahre146, der wirtschaftli­

che Nachteil lag damit bei 1.800 €.147 Die Fraktion verausgabte damit einen Be­

trag, der viermal höher war als notwendig, vor allem weil die Gesamtzuwendungen 

in Wilhelmshaven jährlich nur ca. 22.000 € betrugen.

Tz. 180 Grundsätzlich können Klausurtagungen aus besonderen Anlässen (Haushaltsbe­

ratungen, gemeindliche Großprojekte) und die damit zusammenhängenden Reise­

kosten aus Fraktionszuwendungen finanziert werden, allerdings nur, soweit diese 

nicht genauso gut in eigenen Räumlichkeiten der Kommune abgehalten werden

146 Vgl. Anlage 19 zur KomHKVO Abschreibungstabelle und Konten in der Kommunalverwaltung, Stand 
29.05.2017.

147 Durchschnittspreis Top 10 Business Notebooks 2019/2020 bei „testberichte 24.de“ ca. 540 € (https://www.test- 
berichte24.de/vergleich/laptops.html - Abruf am 25.05.2020), gerundet 600 €. Erstattungsbetrag an 
Fraktionsvorsitzenden für ein Jahr = Anschaffungspreis; Nutzungsdauer nach Abschreibungstabelle: 4 Jahre. 
Gesamterstattungsbetrag (4 Jahre)./. Anschaffungspreis = Überzahlungsbetrag (2.400 € - 600 € = 1.800 €).

https://www.test-berichte24.de/vergleich/laptops.html
https://www.test-berichte24.de/vergleich/laptops.html


Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs
Prüfungsmitteilung vom 30.10.2020, Fraktionszuwendungen Seite: 56

können.148 Die Bewirtung von Fraktionsmitgliedern ist dagegen nicht zuwendungs­

fähig.149 Derartige Aufwendungen der Abgeordneten werden durch den Aufwen­
dungsersatz nach § 55 Abs. 1 NKomVG abgegolten. Zulässig sind nur die allge­

meinen Verpflegungs- und erforderlichenfalls Unterbringungskosten, keine darüber 

hinausgehende Bewirtung.150 Die Bewirtung von Gästen kann zuwendungsfähig 

sein, wenn deren Anwesenheit der Fraktionstätigkeit dient, etwa als Sachverstän­

dige.151 Die Stadt Göttingen teilte mit, dass sie die Fraktionen/Gruppen entspre­

chend informieren und ihre Richtlinie entsprechend ändern werde.

Tz. 181 Die Fraktionen erhalten die Zuwendungen in ihrer Funktion als organisatorisch ver­

selbstständigter Teil der Vertretung.152 Bei der Finanzierung der Fraktionen und 

Gruppen aus Haushaltsmitteln handelt es sich nicht um eine Gewährung von Zu­

wendungen an Dritte, sondern um Haushaltsausgaben für eigene Zwecke.153 Des­

halb gelten für sie die haushaltsrechtlichen Vorgaben des NKomVG und der 

KomHKVO. Auch der Runderlass des Ml aus dem Jahr 1992 stellt unter Ziffer 2 

fest, dass Zahlungen an Fraktionen und Gruppen zur Abgeltung deren notwendi­

gen Aufwands im Rahmen der Bewirtschaftung der kommunalen Haushaltsmittel 

erfolgen. Die allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen sind insoweit zu 

beachten. Folglich unterliegt die Verwendung der Fraktionszuwendungen gemäß 

§ 110 Abs. 2 NKomVG dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit.
Dies hat das Ml in Ziffer 2.4 des Runderlasses vom 24.08.2020 nun ausdrücklich 

aufgenommen.

Tz. 182 In den genannten Beispielen und weiteren Einzelfällen verstießen die Fraktionen in 

unterschiedlichem Umfang gegen diesen Grundsatz. Insbesondere bei Klausurta­
gungen gehe ich davon aus, dass eine entsprechende Wirkung auch mit deutlich 

weniger Aufwand hätte erreicht werden können. In den Gesprächen vor Ort wies 

ich die Vertreterinnen und Vertreter der Fraktionen darauf hin, dass es sich bei den

148 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 105.

149 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 106.

150 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 
wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).

151 Vgl. Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: Sep­
tember 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 106.

152 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 05.07.2012 - 8 C 22/11.
153 Vgl. OVG Magdeburg, Urteil vom 11.01.2001 - 2 L 88/00; Wefelmeier in: Praxis der Kommunalverwaltung, Lan­

desausgabe Niedersachsen, Beitrag B 1, Stand: September 2016, Kommentierung zu § 57 NKomVG, RdNr. 72.

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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zugewiesenen Fraktionsgeldern nicht um Verfügungsmittel zur freien Verwendung 

handelt.

Tz. 183 Ich empfehle, zukünftig derartige Fälle bei der Prüfung der Verwendungsnach­

weise zu hinterfragen und auf die Einhaltung einer sparsamen und wirtschaftlichen 

Haushaltsführung verstärkt hinzuweisen. Beträge, bei denen von einem erkennbar 

unwirtschaftlichen Umgang mit Fraktionszuwendungen ausgegangen werden 

kann, sollten von den Kommunen zurückgefordert werden.

3.5.6 Fraktionsinterne Feiern

Tz. 184 Bei mindestens drei Städten154 stellte ich für einen Teil der Fraktionen fest, dass 

diese regelmäßige interne Feiern (Weihnachtsfeiern, Grillfeste o. Ä.) für ihre Mit­

glieder und Beschäftigten durchführten und diese aus Fraktionszuwendungen 

zahlten. Wiederholt stellte ich fest, dass Fraktionen anlässlich solcher Feierlichkei­

ten, anderer Fraktionsveranstaltungen oder bei sonstigen gesellschaftlichen Anläs­
sen auch alkoholische Getränke aus Fraktionszuwendungen übernahmen.' Ebenso 

zahlten Fraktionen zum Teil unübliche und damit unangemessene Trinkgelder aus 

ihren öffentlichen Zuwendungen.

Tz. 185 Derartige Aufwendungen haben keinen Bezug zur kommunalen Aufgabe einer

Fraktion oder ihrer Geschäftsführung. Auch die Empfehlungen der hessischen Re­

visionsämter für die bestimmungsgemäße Verwendung von Fraktionszuwendun­

gen155 sehen es als unzulässig an, interne Feiern, alkoholische Getränke oder 

Trinkgelder aus Fraktionszuwendungen zu finanzieren.

154 Hannover, Hildesheim und Wolfsburg.
155 https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver- 

wendung-von-fraktionsmitteln/ (Abruf am 25.05.2020).

https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
https://www.hess-staedtetag.de/aktuelles/arbeitsfelder/artikelansicht/article/neue-empfehlungen-fuer-die-ver-wendung-von-fraktionsmitteln/
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4 Fazit

Tz. 186 Meine Prüfung zeigte, dass die Spannbreite der Modalitäten und des Umfangs der 

finanziellen Förderung der Arbeit der Fraktionen in größeren Städten sowohl in ab­

soluten Zahlen als auch bezogen auf Einwohnerinnen und Einwohner oder auf 

Fraktionsmitglieder groß ist.

Tz. 187 Bei keiner Stadt basierte die Flöhe der gewährten Zuwendungen auf aktuellen Be­

darfsberechnungen. Die Fraktionen verwendeten die ihnen zur Verfügung gestell­

ten Mittel nicht immer entsprechend ihrer gesetzlichen Aufgaben. Nicht alle Städte 

kontrollierten die Mittelverwendung ausreichend. Eine regelmäßige, zumindest 

stichprobenartige Prüfung von Belegen zu den vereinfachten Verwendungsnach­

weisen ist aus meiner Sicht erforderlich. Fehlern bei der Verwendung kommunaler 

Mittel aus Fraktionszuwendungen könnte damit vorgebeugt werden.

Tz. 188 Das kommunale Mandat ist ein fester Bestandteil unseres Gemeinwesens und für 

sein Funktionieren unerlässlich. Die zeitliche Inanspruchnahme der ehrenamtlich 

tätigen Mandatsinhaber in den Kommunen hat ein hohes Maß erreicht.156 Der Zeit­

aufwand und die komplexen fachlichen Anforderungen können - insbesondere an­

gesichts der hohen gesellschaftlichen Verantwortung, die die Abgeordneten tra­

gen - in Diskrepanz zu den tatsächlichen Möglichkeiten bei der Ausübung des Eh­

renamtes stehen. Das Mandat ist aber nicht ohne Grund als Ehrenamt konzipiert. 

Die Abgeordneten sollen aus der Mitte der Gesellschaft kommen und durch ihr 

Mandat nicht den Kontakt zur Lebenswirklichkeit ihrer Gemeinde verlieren.157 

Meine Prüfung hat gezeigt, dass die Ausübung des Mandats trotz sehr unter­

schiedlicher Voraussetzungen möglich war. In keiner geprüften Kommune konnte 

festgestellt werden, dass die finanzielle Ausstattung der Fraktionen durch die Kom­

mune die Arbeit der Abgeordneten eingeschränkt oder erschwert hat.

Tz. 189 Die kommunalen Fraktionen müssen in die Lage versetzt werden, die ihnen zuge­

wiesenen Flaushaltsmittel ordnungsgemäß und rechtssicher zu bewirtschaften. 

Plierbei könnten detaillierte und umfassende Empfehlungen für die rechtmäßige 

Verwendung von Fraktionszuwendungen durch das Ml helfen. Wünschenswert

156 Vgl. Schröder, NST-N 2009, Kommunalpolitik in Deutschland 2009: Ergebnisse einer bundesweiten Befragung 
von Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern, S. 156 ff.

157 Vgl. Pohl, Das kommunalpolitische Mandat als gesellschaftliches Engagement, Newsletter Wegweiser Bürger­
gesellschaft 21/2010 vom 29.10.2010.
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wäre, dass das Ml entsprechende Handlungsempfehlungen für eine ordnungsge­

mäße Verwendung zur Verfügung stellt und dabei auch Kriterien für eine hinrei­

chende Bemessung mit einbezieht. Die Stadt Lingen (Ems) schließt sich dieser 
Bitte in ihrer Stellungnahme ausdrücklich an. In der Neufassung des Runderlasses 

des Ml vom 17.08.2020158 hat dieses bereits Beispiele für zulässige und unzuläs­

sige Verwendungen von Fraktionsmittel dargestellt und somit seine Handlungs­

empfehlungen konkretisiert.

Tz. 190 Kommunen und Fraktionen sind gehalten, den Spagat zwischen Ehrenamt, be­

darfsgerechter Fraktionsausstattung und dem kommunalen Haushalt zu bewälti­

gen. Dabei müssen sie allerdings den dargestellten rechtlichen Rahmen bei der 

Formulierung ihrer örtlichen Regelungen sowie bei der Gewährung, Verwendung 

und Überprüfung der Fraktionszuwendungen einhalten.

158 RdErl. d. Ml v. 24.08.2020, Az. 33.12-10005 § 57-Zuwendungen an Fraktionen und Gruppen in Vertretungen 
kommunaler Körperschaften.

Im Auftrag

Heike Fliess
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